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Vorblatt 


Seerechtliche Verteilungsordnung 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Zugleich mit dem vorliegenden Gesetz wurde von der Bundes- 
regierung das Seerechtsänderungsgesetz eingebracht. Es sieht 
entsprechend dem Brüsseler Übereinkommen vom 10. Oktober 
1957 über die Beschränkung der Haftung der Eigentümer von 
Seeschiffen in einem § 487 a HGB vor, daß die Haftung des 
Reeders für bestimmte Ansprüche durch ein gerichtliches Ver- 
teilungsverfahren beschränkt werden kann. Der vorliegende 
Gesetzentwurf regelt dieses gerichtliche Verteilungsverfahren. 


B. Lösung 

Der Entwurf enthält die notwendigen Vorschriften zur Durch- 
führung des Verteilungsverfahrens. Er lehnt sich in seinen 
Grundsätzen an das Konkursrecht an. Nach der Einzahlung der 
Haftungssumme und der Eröffnung des Verfahrens werden Ein- 
zelprozesse und Zwangsvollstreckungen wegen der teilnahme- 
berechtigten Ansprüche unzulässig; Sicherheiten dürfen nicht 
mehr verwertet werden. Es findet ein Aufgebot der Gläubiger 
statt. Die angemeldeten Ansprüche werden in einem Prüfungs- 
termin erörtert; soweit ihrer Teilnahmeberechtigung wider- 
sprochen wird, ist der Streit über die Beschränkung der Haftung 
im Erkenntnisverfahren auszutragen. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat macht zum Gesetzesinhalt mit Ausnahme einer 
Klarstellung keine Vorschläge, er ist jedoch der Auffassung, 
daß das Gesetz seiner Zustimmung bedürfe. 


D. Kosten 

Die Kosten der Länder, die durch die neuen gerichtlichen Auf- 
gaben auf Grund des Gesetzes entstehen werden, lassen sich 
ziffernmäßig noch nicht abschätzen. 


Drude: Bundcsdruckoiei Bonn 
Allein vet h ieb : Dr. Hans Hetjer, 

53 Bonn -Bad Godesbeiq 1, Goothestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Bonn, den 27. Mai 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Verfahren 
bei der Einzahlung und Verteilung der Haf- 
tungssumme zur Beschränkung der Reeder- 
haftung 

(Seerechtliche Verteilungsordnung) 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 362. Sitzung am 19. Februar 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Brandt 


Druck; Bundesdruckeroi Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hoger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Gocthestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über das Verfahren bei der Einzahlung und Verteilung 
der Haftungssumme zur Beschränkung der Reederhaftung 
(Seerechtliche Verteilungsordnung) 


Inhaltsverzeichnis 


Erster Teil 

V erteilungsverf ahren 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen. Zuständigkeit 

§ 1 Einleitung des Verteilungsverfahrens 

§ 2 Zuständigkeit 

§ 3 Anwendung der Zivilprozeßordnung 

Zweiter Abschnitt 

Eröffungsverlahren und öffentliche Aufforderung 

§ 4 Antrag 

§ 5 Festsetzung dei Haftungssumme. Zulassung von 

Sicherheiten 

§ 6 Einzahlung der Haftungssumme 

§ 7 Eröffnung des Verfahrens 

§ 8 Wirkungen der Eröffnung 

§ 9 Sachwalter 

§ 10 öffentliche Aufforderung 
§ 1 1 Bekanntmachung 
§ 12 Rechtsmittel 

Dritter Abschnitt 

Feststellung der am Verfahren teilnehmenden 
Ansprüche. Erlöschen von Sicherungsrechten 

§ 13 Anmeldung von Ansprüchen 
§ 14 Gegenstand der Anmeldung 
§ 15 Anmeldung von Ansprüchen durch Schuldner 
§ 16 Erweiterung des Verfahrens auf Ansprüche wegen 
Personenschäden 

§ 17 Einstellung des Verfahrens 
§ 18 Prüfungsverfahren 
§ 19 Feststellung der Ansprüche 
§ 20 Erlöschen von Sicherungsrechten 
§ 21 Endgültige Einstellung der Zwangsvollstieckung 
§ 22 Erlöschen von Sicherungsrechten und endgültige 
Einstellung der Zwangsvollstreckung bei nicht an* 
gemeldeten Ansprüchen 

Vierter Abschnitt 
Verteilung 

§ 23 Verteilungsgrundsätze 
§ 24 Erlöschen der persönlichen Haftung 


§ 25 Rechtskräftige Feststellung der persönlichen Haftung 
§ 26 Verfahren bei der Verteilung 
§ 27 Verfahren in besonderen Fällen 
§ 28 Weitere Verteilung 

§ 29 Aufhebung des Verfahrens. Nachtragsverteilung 

Fünfter Abschnitt 

Nachträgliche Erweiterung des Verfahrens 
auf Antrag eines Schuldners 

§ 30 

Sechster Abschnitt 

Kosten aus der Bestellung eines Sachwalters 
und aus Rechtsstieitigkeiten 
über angemeldete Ansprüche 

§ 31 Kostentragung 

§ 32 Zahlung der vom Antragsteller zu tragenden Kosten 
§ 33 Zurückbehaltung bei der Verteilung 


Zweiter Teil 

Sonstige verfahrensrechtlidie Vorschriften 
zur Ausführung des Internationalen 
Übereinkommens vom 10. Oktober 1957 
über die Beschränkung der Haftung 
der Eigentümer von Seeschiffen 

§ 34 Wirkung der Errichtung eines Haftungsfonds im 
Ausland 

§ 35 Aufhebung von Arresten 


Dritter Teil 
Schlußbestimmungen 

§ 36 Änderung der Konkursordnung 
§ 37 Änderung des Gerichtskostengesetzes 
§ 38 Änderung der Bundesgebührenordnung für Rechts- 
anwälte 

§ 39 Änderung des Rechtspflegergesetzes 
§ 40 Berlin-Klausel 
§ 41 Inkrafttreten 
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Erster Teil 

V erteilungsverfahren 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen. Zuständigkeit 
§ 1 

Einleitung des Verteilungsverfahrens 

Ein Schuldner, der seine Haltung für Ansprüche 
aus einem bestimmten Ereignis nach §§ 486 bis 487 a 
des Handelsgesetzbuchs oder nach Artikel 3 § 1 bis 

3 des Secrechlsänderungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS. ..) beschranken will, 

kann ein gerichtliches Verfahren zur Einzahlung 
und Verteilung der Haftungssumme (Verteilungs- 
verfahren) beantragen. Der Schuldner ist zu dem 
Antrag nur berechtigt, wenn der Gesamtbetrag 
der aus dem Ereignis entstandenen Ansprüche, für 
welche die Haftung beschränkt werden soll, die in 
§ 487 a des Handelsgesetzbuchs bestimmte Haftungs- 
summo voraussichtlich übersteigt. 


§ 2 

Zuständigkeit 

(1) Bet rillt das Verteilungsverfahren ein Schiff, 
das in einem Schiffsregister im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes eingetragen ist, so ist das Amts- 
gericht ausschließlich zuständig, hei dem das Schiffs- 
register geführt wird. 

(2) Betritt t das Verteilungsverfahren ein Schiff, 
das nicht in einem Schiffsregister iin Geltungsbereich 
dieses Gesetzes eingetragen ist, so ist das Amts- 
gericht ausschließlich zuständig, in dessen Bezirk 
der Antragsteller seine gewerbliche Niederlassung 
oder in Ermangelung einer solchen seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat. Hat der Antragsteller weder 
eine gewerbliche Niederlassung noch einen gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes, so ist das Amtsgericht ausschließlich zu- 
ständig, in dessen Bezirk ein Gericht seinen Sitz 
hat, das im ersten Reditszug für eine Klage gegen 
den Antragsteller wegen eines Anspruchs, für den 
dieser seine Haftung beschränken kann, zuständig 
ist, oder in dessen Bezirk die Zwangsvollstreckung 
gegen den Antragsteller wegen eines solchen An- 
spruchs betrieben wird. Sind mehrere Gerichte zu- 
ständig, so schließt das Gericht, bei welchem zuerst 
die Eröffnung des Verfahrens beantragt worden ist, 
die übrigen aus. 

(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnur.g die Verteilungsverfahren 
für die Bezirke mehrerer Amtsgerichte einem von 
ihnen zuzuweisen, sofern die Zusammenfassung für 
eine sachdienliche Förderung oder schnellere Erledi- 
gung der Verfahren zweckmäßig ist. Die Landes- 
regierungen können die Ermächtigung auf die Lan- 
desjustizverwaltungen übertragen. 


(4) Die Länder können vereinbaren, daß die 
Verteilungsverfahren eines Landes den Gerichten 
eines anderen Landes zugewiesen werden. 

§ 3 

Anwendung der Zivilprozeßordnung 

(1) Auf das Verteilungsverfahren finden, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, die Vor- 
schriften der Zivilprozeßordnung entsprechende An- 
wendung. Die Entscheidungen können ohne münd- 
liche Verhandlung ergehen. Die Zustellungen er- 
folgen von Amts wegen. 

(2) Gegen die Entscheidungen im Verteilungsver- 
fahren findet die sofortige Beschwerde statt, soweit 
nicht in §§ 12, 33 etwas anderes bestimmt ist. Die 
Frist zur Einlegung der sofortigen Beschwerde be- 
fragt einen Monat. 

Zweiter Abschnitt 

Eröffnungs verfahren 
und öffentliche Aufforderung 

§ 4 

Antrag 

(1) Der Antrag auf Eröffnung des Vei teiluncjsvor- 
Icihrens muß enthalten: 

1. Angaben über Namen, ständigen Aufenthalt und 
gewerbliche Niederlassung des Antragstellers 
sowie dc?r übrigen dem Antragsteller bekannten 
Schuldner von Ansprüchen, für welche die Haf- 
tung durch die Eröffnung des Verfahrens be- 
schränkt werden soll; 

2. Angaben über Namen, Flagge* und Registerort 
des Schiffes; 

3 die zur Berechnung der Haftungssumme notwen- 
digen Angaben über den Raumgehalt dos Schif- 
fes; 

4. die genaue Bezeichnung des Ereignisses, aus 
dem die Ansprüche entstanden sind, für welche 
die Haftung beschränkt werden soll; 

5. die Angabe des Betrages und des Grundes der 
dem Antragsteller bekannten Ansprüche, für 
welche die Haftung beschränkt werden soll 

(2) Dem Antrag sind eine' beglaubigte Abschrift 
der Eintragung iin Schiffsregister sowie eine be- 
glaubigte Abschrift der das Ereignis betreffenden 
Eintragungen iin Schiffstagebuch beizufügen. 

(3) Der Antragstelier hat glaubhaft zu machen, 
daß er nach § 1 Satz 2 antragsbercchtigt. ist. 

(4) Behauptet der Antragsteller, daß aus dem Er- 
eignis nur Ansprüche wegen Sachschäden geltend 
gemacht werden können, so hat er glaubhaft zu 
machen, daß aus dem Ereignis Ansprüche wegen 
Personenschäden, für welche die Haftung durch die 
Eröffnung des Verfahrens beschränkt werden kann, 
nicht entstanden sind oder nicht mehr geltend ge- 
macht werden können. 

(5) Der Antrag kann bis zum Beginn des allge- 
meinen Prüfungstermins zurück genommen werden. 
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§ 5 

Festsetzung der Haftungssumme 
Zulassung von Sicherheiten 

(1) Das Gericht setzt durch Beschluß die Haftungs- 
summe fest, die zur Beschränkung der Haftung ein- 
zuzahlen ist. 

(2) Macht der Antragsteller glaubhaft, daß aus 
dem Ereignis Ansprüche wegen Personenschäden, 
für welche die Haftung beschränkt werden kann, 
gegen ihn nicht geltend gemacht werden können, 
so kann die Haftungssumme auch dann unter Be- 
rücksichtigung nur der Ansprüche wegen Sach- 
schäden festgesetzt werden, wenn gegen andere 
Schuldner aus dem Ereignis Ansprüche wegen Per- 
sonenschäden geltend gemacht werden können, für 
welche die Haftung beschränkt werden kann. 

(3) Das Gericht kann zulassen, daß die Einzahlung 
der festgesetzten Haftungssumme ganz oder teil- 
weise durch Sicherheitsleistung ersetzt wird. Das 
Gericht bestimmt nach freiem Ermessen, in welcher 
Art die Sicherheit zu leisten ist. Bei der Zulassung 
einer Sicherheit ist festzusetzen, welchen Betrag der 
Haftungssumme die Sicherheit ersetzen soll. Einer 
Beschwerde gegen diese Entscheidungen kann das 
Gericht abhelfen. 

(4) Das Gericht kann Zwangsvollstreckungen ge- 
gen einen Schuldner wegen eines Anspruchs, mit 
dem der Gläubiger an dem beantragten Verfahren 
teilnimmt, bis zur Eröffnung des Verteilungsverfah- 
rens, längstens jedoch auf die Dauer von drei Mona- 
ten, einstellen, wenn zu erwarten ist, daß die Haf- 
tungssumme demnächst eingezahlt wird. Die Ein- 
stellung der Zwangsvollstreckung kann von einer 
Sicherheitsleistung abhängig gemacht werden. 

(5) Wird auf eine Erinnerung eine höhere Haf- 
tungssumme festgesetzt und ist das Verfahren auf 
Grund der Einzahlung der ursprünglich festgesetzten 
Haftungssumme bereits eröffnet worden, so be- 
stimmt das Gericht eine Frist, innerhalb deren der 
Mehrbetrag einzuzahlen ist. 

§ 6 

Einzahlung der Haftungssumme 

(1) Die Einzahlung der Haftungssumme erfolgt 
bei der für das Verteilungsgericht zuständigen Ge- 
richtskasse; § 7 Abs. 1, § 8 der Hinterlegungsord- 
nung sind anzuwenden. 

(2) Die Leistung einer vom Gericht nach § 5 
Abs. 3 zugelassenen Sicherheit geschieht in der 
Weise, daß der Schuldner einen Anspruch der 
Staatskasse gegen ihn auf Zahlung des festgesetz- 
ten Betrags der Haftungssumme begründet und die 
Sicherheit für diesen Anspruch bestellt. 

(3) Besteht bereits eine Sicherheit für einen An- 
spruch, für welchen der Schuldner seine Haftung 
durch das Verteilungsverfahren beschränken kann, 
so ist der Gläubiger dieses Anspruchs verpflichtet, 
auf Kosten des Schuldners die zur Bestellung der 
Sicherheit nach Absatz 2 seinerseits erforderlichen 
Erklärungen abzugeben und Handlungen vorzuneh- 
men, wenn das Verteilungsgericht nach § 5 Abs. 3 


zugelassen hat, daß die Sicherheit für die fest- 
gesetzte Haftungssumme oder für einen Teil der- 
selben geleistet wird. 

(4) Die Leistung der zugelassenen Sicherheit steht 
der Einzahlung des dafür festgesetzten Betrags der 
Haftungssumme gleich. 

(5) Wird die geleistete Sicherheit im Verlaufe des 
Verfahrens unzureichend, so ordnet das Gericht an, 
daß und in welcher Weise sie zu ergänzen oder 
anderweitige Sicherheit zu leisten ist. Vor der Ent- 
scheidung ist der Antragsteller zu hören. Das Ge- 
richt bestimmt eine Frist für die Ergänzung oder 
Leistung der Sicherheit. 

(6) Wird auf die Erinnerung eines Schuldners 
eine niedrigere Haftungssumme festgesetzt und ist 
das Verfahren auf Grund der Einzahlung der ur- 
sprünglich festgesetzten Haftungssumme bereits er- 
öffnet, so ordnet das Gericht an, daß der Mehrbetrag 
an den Einzahler zurückgezahlt wird. Die Anord- 
nung darf erst nach Rechtskraft vollzogen werden. 

§ 7 

Eröffnung des Verfahrens 

(1) Das Gericht beschließt über die Eröffnung des 
Verteilungsverfahrens, sobald die festgesetzte Haf- 
tungssumme eingezahlt worden ist. 

(2) Der Eröffnungsbeschluß enthält insbesondere: 

1. die genaue Bezeichnung des Ereignisses, aus dem 
die Ansprüche entstanden sind, für welche die 
Haftung durch die Eröffnung des Verfahrens be- 
schränkt werden soll; 

2. Angaben über Namen, ständigen Aufenthalt und 
gewerbliche Niederlassung des Antragstellers 
sowie der übrigen dem Gericht bekannten 
Schuldner von Ansprüchen, für welche die Haf- 
tung beschränkt werden soll; 

3. Angaben über Namen, Flagge und Registerort 
des Schiffes; 

4. die Feststellung, daß die Haftungssumme einge- 
zahlt worden ist oder Angaben über Art und 
Höhe von etwa anstelle der Einzahlung der Haf- 
tungssumme geleisteten Sicherheiten einschließ- 
lich der Angabe, welchen Betrag der Haftungs- 
summe die Sicherheitsleistung ersetzt; 

5. die Stunde der Eröffnung; § 103 Abs. 2 der Kon- 
kursordnung gilt entsprechend. 

(3) Sind bei der Festsetzung der Haftungssumme 
nur Ansprüche wegen Sachschäden berücksichtigt 
worden, so ordnet das Gericht im Eröffnungs- 
beschluß an, daß das Verteilungsverfahren nur mit 
Wirkung für Ansprüche wegen Sachschäden eröffnet 
wird. 

(4) Der Beschluß über die Eröffnung des Vertei- 
lungsverfahrens soll mit dem Beschluß über die 
Festsetzung der Haftungssumme verbunden wer- 
den, wenn die festzusetzende Haftungssumme be- 
reits eingezahlt worden ist. 

(5) Eine Ausfertigung des Eröffnungsbeschlusses 
erhält auf Antrag jeder, der glaubhaft macht, daß 
gegen ihn wegen eines Anspruchs, mit dem der 
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Gläubiger an dem Verfahren teilnimmt, eine Klage 
anhängig ist oder die Zwangsvollstreckung betrie- 
ben wird. 

§ 8 

Wirkungen der Eröffnung 

(1) An dem Verteilungsverfahren nehmen alle 
Gläubiger von Ansprüchen teil, für welche die Haf- 
tung durch die Eröffnung des Verfahrens beschränkt 
worden ist. Diese Ansprüche können nur nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes verfolgt werden. 

(2) Rechtsstreitigkeiten wegen der in Absatz 1 
genannten Ansprüche, die bei der Eröffnung des 
Verteilungsverfahrens anhängig sind, werden mit 
dem Erlaß des Eröffnungsbeschlusses unterbrochen, 
bis sie nach § 19 aufgenommen werden oder bis das 
Verteilungsverfahren aufgehoben oder eingestellt 
wird. 

(3) Nach der Eröffnung des Verteilungsverfahrens 
ist die Zwangsvollstreckung wegen der in Absatz 1 
genannten Ansprüche unzulässig, bis das Verfah- 
ren aufgehoben oder eingestellt wird. Die Unzuläs- 
sigkeit ist im Wege der Klage bei dem Prozeßgericht 
des ersten Rechtszugs geltend zu machen. Das Ge- 
richt kann auf Antrag anordnen, daß die Zwangs- 
vollstreckung einstweilen gegen oder ohne Sicher- 
heitsleistung eingestellt oder nur gegen Sicherheits- 
leistung fortgesetzt wird; die tatsächlichen Behaup- 
tungen, die den Antrag begründen, sind glaubhaft 
zu machen. In dringenden Fällen kann das Vollstrek- 
kungsgericht eine solche Anordnung erlassen; es 
bestimmt in diesem Fall eine Frist, innerhalb deren 
die Entscheidung des Prozeßgerichts beizubringen 
ist und nach deren fruchtlosem Ablauf die Zwangs- 
vollstreckung fortgesetzt wird. Die Entscheidungen 
nach Satz 3 und 4 können ohne mündliche Verhand- 
lung ergehen. 

(4) Ist die Zwangsvollstreckung eingestellt, so 
kann das Vollstreckungsgericht auf Antrag des 
Schuldners anordnen, daß Vollstreckungsmaßregeln 
gegen Sicherheitsleistung aufgehoben werden. So- 
lange eine Klage nach Absatz 3 Satz 2 anhängig 
ist, ist das Prozeßgericht für diese Anordnung zu- 
ständig. 

(5) Wird nach der Eröffnung des Verfahrens über 
das Vermögen eines Schuldners das Konkursverfah- 
ren oder das gerichtliche Vergleichsverfahren er- 
öffnet, so wird der Fortgang des Verteilungsverfah- 
rens dadurch nicht berührt. 

(6) Ein Gläubiger, der an dem Verfahren teil- 
nimmt, kann seinen Anspruch gegen einen Anspruch 
des Schuldners nach Eröffnung des Verteilungsver- 
fahrens nicht mehr aufrechnen. Er ist verpflichtet, 
für den Anspruch bestehende Sicherungsrechte nicht 
mehr zu verwerten. 

§ 9 

Sachwalter 

(1) Bei der Eröffnung des Verteilungsverfahrens 
bestellt das Gericht einen Sachwalter. § 78 Abs. 2, 
§ 81 Abs. 2 der Konkursordnung gelten entsprechend. 


(2) Der Sachwalter hat folgende Aufgaben und 
Befugnisse: 

1. Er kann gegen angemeldete Ansprüche Wider- 
spruch erheben und Rechtsstreitigkeiten über die 
Ansprüche und das Recht ihrer Gläubiger auf 
Teilnahme an dem Verteilungsverfahren führen; 

2. er verwertet etwa geleistete Sicherheiten auf An- 
ordnung des Gerichts; 

3. er treibt vom Antragsteller nach § 31 Abs. 1 zu 
tragende Kosten zur Haftungssumme bei, wenn 
deren Zahlung vom Gericht angeordnet worden 
ist. 

Das Gericht kann den Sachwalter auch mit der Ver- 
waltung von Sicherheiten beauftragen. 

(3) Verbindlichkeiten, die der Sachwalter im Rah- 
men seiner Befugnisse begründet, sind auf Anord- 
nung des Verteilungsgerichts aus der Haftungs- 
summe zu begleichen. 

(4) Der Sachwalter ist für die Erfüllung der ihm 
obliegenden Pflichten allen Beteiligten verantwort- 
lich. 

(5) Der Sachwalter steht unter der Aufsicht des 
Gerichts. Das Gericht kann gegen ihn Ordnungs- 
strafen festsetzen und ihn von Amts wegen entlassen. 
Vor der Entscheidung ist der Sachwalter zu hören. 

(6) Der Sachwalter kann aus der Haftungssumme 
eine angemessene Vergütung für seine Geschäfts- 
führung und die Erstattung angemessener barer 
Auslagen verlangen. Er hat Anspruch auf einen 
Vorschuß auf die Auslagen, soweit dies zur Er- 
füllung seiner Aufgaben notwendig ist. Die Höhe 
der Vergütung, der Auslagen und des Vorschusses 
setzt das Gericht fest. 

(7) Der Sachwalter hat bei der Beendigung seines 
Amtes dem Verteilungsgericht Schlußrechnung zu 
legen. Die Rechnung muß mit den Belegen spä- 
testens eine Woche nach der Beendigung auf der 
Geschäftsstelle zur Einsicht der Beteiligten nieder- 
gelegt werden. Der Schuldner, jeder an dem Ver- 
fahren teilnehmende Gläubiger und ein etwa nach- 
folgender Sachwalter sind berechtigt, Einwendungen 
gegen die Rechnung zu erheben. Soweit binnen einer 
Woche nach der Niederlegung Einwendungen nicht 
erhoben werden, gilt die Rechnung als anerkannt. 

§ 10 

öffentliche Aufforderung 

(1) Zugleich mit dem Eröffnungsbeschluß erläßt 
das Gericht zur Ermittlung der am Verfahren teil- 
nehmenden Gläubiger eine öffentliche Aufforderung 
und bestimmt einen Termin zur Prüfung der ange- 
meldeten Ansprüche (allgemeiner Prüfungstermin). 
Die in der öffentlichen Aufforderung zu bestim- 
mende Frist zur Anmeldung der Ansprüche soll 
mindestens zwei Monate betragen. Der Zeitraum 
zwischen dem Ablauf der Anmeldefrist und dem 
allgemeinen Prüfungstermin soll mindestens eine 
Woche und höchstens zwei Monate betragen. 

(2) Die öffentliche Aufforderung enthält: 

1. die Aufforderung, alle Ansprüche, die aus dem 
in dem Eröffnungsbeschluß bezeichneten Ereignis 
entstanden sind und für welche die Haftung des 
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Schuldners durch die Eröffnung des Verfahrens 
beschränkt worden ist, innerhalb der in der Öf- 
fentlichen Aufforderung bestimmten Frist 1 ei dem 
Gericht anzumelden, auch soweit sie dem Gericht 
bereits auf andere Weise als durch Anmeldung 
des Gläubigers bekannt sind; 

2. den Hinweis, daß Ansprüche, für welche die 
Haftung des Schuldners durch die Eröffnung des 
Verfahrens beschränkt worden ist, nur nach Maß- 
gabe der Vorschriften für das Verteilungsverfah- 
ren verfolgt werden können, und daß die Gläu- 
biger nicht angemeldeter Ansprüche nach diesen 
Vorschriften an der Verteilung der Haftungs- 
summe nicht teilnehmen; 

3. die Aufforderung an alle Schuldner, die außer 
dem Antragsteller für einen Anspruch aus dem 
Ereignis haften und deren Haftung durch die 
Eröffnung des Verfahrens beschränkt worden ist, 
innerhalb der in der öffentlichen Aufforderung 
bestimmten Frist dem Gericht ihre ladungsfähige 
Anschrift mitzuteilen, wenn sie von dem Fortgang 
des Verfahrens unterrichtet werden wollen; 

4. den Hinweis, daß auch die Schuldner, welche 
dieser Aufforderung nicht nachkommen, das Ver- 
fahren gegen sich gelten lassen müssen. 

(3) Ist das Verfahren nur mit Wirkung für An- 
sprüche wegen Sachschäden eröffnet worden, so 
enthält die öffentliche Aufforderung außerdem die 
Aufforderung, nach Maßgabe des Absatzes 2 Nr. 1 
alle Ansprüche wegen Personenschäden anzumelden, 
die aus dem in dem Eröffnungsbeschluß bezeichneten 
Ereignis entstanden sind und für welche die Haftung 
des Schuldners beschränkt worden wäre, wenn das 
Verfahren auch mit Wirkung für Ansprüche wegen 
Personenschäden eröffnet worden wäre. 

§ 11 

Bekanntmachung 

(1) Nach der Eröffnung des Verteilungsverfahrens 
hat das Gericht den wesentlichen Inhalt des Be- 
schlusses über die Festsetzung der Haftungssumme 
und des Beschlusses über die Eröffnung des Ver- 
teilungsverfahrens, die öffentliche Aufforderung und 
den allgemeinen Prüfungstermin öffentlich bekannt- 
zumachen; in der Bekanntmachung sind Name und 
Anschrift des Sachwalters anzugeben. Das Gericht 
hat auch besondere Prüfungstermine öffentlich be- 
kanntzumachen. 

(2) Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt durch 
mindestens einmalige Einrückung in den Bundes- 
anzeiger sowie in wenigstens ein weiteres vom 
Gericht zu bestimmendes Blatt. Die Bekanntmachung 
gilt als bewirkt mit dem Ablauf des zweiten Tages 
nach der Ausgabe der die erste Einrückung enthal- 
tenden Nummer des Bundesanzeigers. Ist nach den 
Umständen anzunehmen, daß in erheblichem Um- 
fang Gläubiger an dem Verfahren teilnehmen, die 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem Gebiet 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
haben, so soll die Bekanntmachung auch in wenig- 
stens ein Blatt eingerückt werden, das in diesem 
Gebiet erscheint. 

(3) Die öffentliche Bekanntmachung gilt als Zu- 
stellung an alle Beteiligten. 


(4) Den ihrer Anschrift nach bekannten Gläubigern 
und Schuldnern hat das Gericht den Inhalt der 
öffentlichen Bekanntmachung besonders mitzuteilen. 
Der Mitteilung ist der volle Wortlaut des Beschlus- 
ses über die Festsetzung der Haftungssumme und 
des Beschlusses über die Eröffnung des Verteilungs- 
verfahrens beizufügen. 

§ 12 

Rechtsmittel 

(1) Gegen den Beschluß über die Festsetzung der 
Haftungssumme kann nur der Antragsteller Be- 
schwerde einlegen. Nach der Eröffnung des Vertei- 
lungsverfahrens kann Beschwerde nicht mehr ein- 
gelegt werden. 

(2) Nach der Eröffnung des Verteilungsverfahrens 
können alle Gläubiger angemeldeter Ansprüche und 
alle Schuldner, die sich nach § 10 Abs. 2 Nr. 3 ge- 
meldet haben, gegen den Beschluß über die Fest- 
setzung der Haftungssumme Erinnerung einlegen. 
Dem Antragsteller steht die Erinnerung jedoch nur 
zu, wenn die Frist zur Einlegung der Beschwerde 
gegen den Beschluß bei der Eröffnung des Vertei- 
lungsverfahrens noch nicht abgelaufen war. Eine 
vom Antragsteller vor der Eröffnung des Verfahrens 
eingelegte Beschwerde, über die noch nicht rechts- 
kräftig entschieden worden ist, ist nach der Eröff- 
nung des Verfahrens als Erinnerung zu behandeln. 

(3) Die Erinnerung nach Absatz 2 kann innerhalb 
eines Monats nach Ablauf der in der öffentlichen 
Aufforderung bestimmten Frist zur Anmeldung der 
Ansprüche eingelegt werden, über sämtliche Er- 
innerungen ist in einem einheitlichen Verfahren 
gleichzeitig zu entscheiden. 

(4) Gegen den Beschluß über die Eröffnung des 
Verteilungsverfahrens können alle Gläubiger an- 
gemeldeter Ansprüche und alle Schuldner, die sich 
nach § 10 Abs. 2 Nr. 3 gemeldet haben, Erinnerung 
einlegen. Absatz 3 gilt entsprechend. 

(5) Eine Erinnerung kann nicht darauf gestützt 
werden, daß der Antragsteller nach § 1 Satz 2 nicht 
antragsberechtigt ist. 

(6) Solange das Gericht nach Absatz 3 Satz 2 oder 
nach Absatz 4 Satz 2 gehindert ist, der Erinnerung 
eines Gläubigers alsbald stattzugeben, kann es zur 
Abwendung eines schwer zu ersetzenden Nachteils 
zulassen, daß die Zwangsvollstreckung wegen eines 
Anspruchs, mit dem der Gläubiger an dem Vertei- 
lungsverfahren teilnimmt, bis zur Entscheidung über 
die Erinnerung insoweit betrieben wird, wie dies 
zur Vollziehung eines Arrestes statthaft ist. 


Dritter Abschnitt 
Feststellung 

der am Verfahren teilnehmenden Ansprüche. 
Erlöschen von Sicherungsrechten 

§ 13 

Anmeldung von Ansprüchen 

(1) Die Anmeldung eines Anspruchs muß die 
Angabe seines Betrags und Grundes enthalten. Sie 
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kann bei dem Gericht schriftlich eingereicht oder zu 
Protokoll der Geschäftsstelle erklärt werden; ur- 
kundliche Beweismittel oder eine Abschrift dersel- 
ben sollen beigefügt werden. 

(2) Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle trägt 
die angemcldcten Ansprüche getrennt nach An- 
sprüchen wegen Personenschäden und nach An- 
sprüchen wegen Sachschäden in eine Tabelle ein. 
Ansprüche, für die mehrere Schuldner als Gesamt- 
schuldner haften, sind kenntlich zu machen. Die 
Tabelle ist zusammen mit den Anmeldungen auf der 
Geschäftsstelle des Gerichts zur Einsicht der Betei- 
ligten niederzulegen. 

(3) Die Anmeldung kann zurückgenommen werden, 
solange nicht der Anspruch und das Recht seines 
Gläubigers auf Teilnahme an dem Verfahren fest- 
gestellt worden ist. Die Rücknahme kann schriftlich 
oder zu Protokoll der Geschäftsstelle erklärt werden. 

§ 14 

Gegenstand der Anmeldung 

(1) Die Ansprüche sind mit dem Wert in Deutscher 
Mark geltend zu machen, der ihnen am Tage der 
Eröffnung des Verteilungsverfahrens zukommt. An- 
sprüche, die nicht auf einen Geldbetrag gerichtet 
sind oder deren Geldbetrag unbestimmt oder un- 
gewiß ist oder nicht in Deutscher Mark feststeht, 
sind nach ihrem Schätzungswert in Deutscher Mark 
geltend zu machen. 

(2) Zinsen können im Verteilungsverfahren nur 
insoweit geltend gemacht werden, als sie bis zur 
Eröffnung des Verfahrens aufgelaufen sind. 

(3) Kosten, die den Gläubigern durch die Teil- 
nahme an dem Verfahren erwachsen, können im 
Verteilungsverfahren nicht geltend gemacht werden. 

(4) Betagte Ansprüche gelten als fällig. 

(5) Soweit für einen Anspruch nach Absatz 1 
Satz 2 ein Schätzungswert wegen außergewöhnlicher 
Umstände des Einzelfalls noch nicht ermittelt werden 
kann, ist der Anspruch ohne Angabe eines Betrags 
anzumelden. Bei der Anmeldung ist jedoch der 
Höchstbetrag anzugeben, mit dem der Anspruch in 
dem Verfahren geltend gemacht wird. Der Höchst- 
betrag darf den Wert nicht übersteigen, der dem 
Anspruch nach den Umständen voraussichtlich zu- 
kommen wird. 

(6) Haften für einen Anspruch mehrere Personen 
als Gesamtschuldner, deren Haftung nicht durch 
dasselbe Verteilungsverfahren beschränkt werden 
kann, und hat einer oder haben mehrere von ihnen 
nach Maßgabe des § 487 a des Handelsgesetzbuchs 
die Haftung beschränkt, so kann der Gläubiger bis 
zu seiner vollen Befriedigung in jedem Verteilungs- 
verfahren den Betrag in voller Höhe geltend machen, 
den er zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens zu 
fordern hatte. 

§ 15 

Anmeldung von Ansprüchen durch Schuldner 

Der Schuldner eines Anspruchs, mit dem der 
Gläubiger an dem Verteilungsverfahren hätte teil- 
nehmen können, kann den Anspruch in dem Ver- 


fahren geltend machen, soweit er ihn erfüllt hat. 
Hatte der Gläubiger den Anspruch bereits im Ver- 
teilungsverfahren geltend gemacht, so tritt der 
Schuldner in die Stellung des Gläubigers ein. 

§ 16 

Erweiterung des Verfahrens auf Ansprüche 
wegen Personenschäden 

(1) Ist das Verfahren nur mit Wirkung für An- 
sprüche wegen Sachschäden eröffnet worden, so 
ändert das Gericht die Festsetzung der Haftungs- 
summe ab, wenn gegen den Antragsteller oder 
gegen einen anderen Schuldner ein Anspruch wegen 
eines aus demselben Ereignis entstandenen Per- 
sonenschadens angemeldet und glaubhaft gemacht 
wird, daß für diesen Anspruch die Haftung be- 
schränkt werden kann. Von der Abänderung der 
Haftungssumme kann abgesehen werden, wenn nicht 
gegen den Antragsteller, sondern nur gegen einen 
anderen Schuldner ein Anspruch wegen eines Per- 
sonenschadens, für den die Haftung beschränkt 
werden kann, angemeldet und glaubhaft gemacht 
wird. Nach dem Beginn des allgemeinen Prüfungs- 
termins ist die Erweiterung des Verfahrens aus- 
geschlossen. 

(2) Das Gericht bestimmt eine Frist für die Ein- 
zahlung des Mehrbetrags. 

(3) Für den Beschluß über die Erhöhung der 
Haftungssumme gilt § 5 Abs. 3 bis 5 entsprechend. 

(4) Sobald der Betrag eingezahlt worden ist, um 
den die Haftungssumme nach Absatz 1 erhöht 
worden ist, beschließt das Gericht, daß das Vertei- 
lungsverfahren auch mit Wirkung für Ansprüche 
wegen Personenschäden eröffnet wird. 

§ 17 

Einstellung des Verfahrens 

(1) Das Verteilungsgericht stellt das Verteilungs- 
verfahren durch Beschluß ein, wenn nach der Eröff- 
nung des Verfahrens 

1. die Haftungssumme rechtskräftig auf einen höhe- 
ren Betrag festgesetzt, der Mehrbetrag jedoch 
nicht innerhalb der bestimmten Frist eingezahlt 
wird, 

2. im Falle des § 6 Abs. 5 die Sicherheit nicht in der 
bestimmten Frist ergänzt oder geleistet wird oder 

3. der Antrag auf Eröffnung des Verfahrens zurück- 
genommen wird. 

(2) Die Einstellung des Verfahrens ist öffentlich 
bekanntzumachen. § 11 Abs. 2 bis 4 gilt entspre- 
chend. Erfolgt die Einstellung, nachdem in dem 
Verfahren bereits Ansprüche und das Recht ihrer 
Gläubiger auf Teilnahme an dem Verfahren fest- 
gestellt worden sind, so ist in der Bekanntmachung 
auf die Rechte der Gläubiger dieser Ansprüche nach 
§ 20 Abs. 3 und 4 hinzuweisen. 

(3) Soweit nicht Rechte Dritter nach Absatz 5 und 
§ 20 Abs. 3 und 4 zu berücksichtigen sind, werden 
nach Ablauf von einem Monat seit dem Zeitpunkt, in 
dem der Einstellungsbeschluß unanfechtbar gewor- 
den ist, die eingezahlte Haftungssumme an den 
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Einzahler zurückgezahlt und geleistete Sicherheiten 
freigegeben. Mit der Freigabe erlöschen die nach 
§ 6 Abs. 2 begründeten Ansprüche der Staatskasse. 

(4) Das Gericht kann bereits vor der Einstellung 
des Verfahrens nach Absatz 1 die Zwangsvollstrek- 
kung wegen eines Anspruchs, mit dem der Gläubiger 
an dem Verfahren teilnimmt, insoweit zulassen, wie 
dies zur Vollziehung eines Arrestes statthaft ist, 
wenn begründeter Anlaß für die Annahme besteht, 
daß der Schuldner nicht innerhalb der bestimmten 
Frist den Mehrbetrag der Haftungssumme einzahlen 
oder die Sicherheit ergänzen oder leisten wird. Auf 
Grund einer solchen Anordnung kann nicht mehr 
vollstreckt werden, wenn der Mehrbetrag der Haf- 
tungssumme eingezahlt oder die Sicherheit ergänzt 
oder geleistet worden ist. 

(5) Wird der Anspruch auf Rückzahlung oder auf 
Freigabe von Sicherheiten, der dem Antragsteller 
oder einem anderen an dem Verfahren teilnehmen- 
den Schuldner nach Absatz 3 zusteht, in der Zeit 
bis zum Ablauf von einem Monat seit dem Zeit- 
punkt, in dem der Einstellungsbeschluß unanfechtbar 
geworden ist, von mehreren Gläubigern gepfändet, 
so sind die Gläubiger nach dem Verhältnis ihrer 
Ansprüche zu befriedigen. 

§ 18 

Prühmgsverfahren 

Die angemeldeten Ansprüche werden hinsichtlich 
ihres Betrags und hinsichtlich des Rechts ihrer 
Gläubiger auf Teilnahme an dem Verteilungsverfah- 
ren in einem allgemeinen Prüfungstermin einzeln 
erörtert. § 141 Abs. 2, §§ 142, 143 der Konkursord- 
nung gelten entsprechend. 


§ 19 

Feststellung der Ansprüche 

(1) Ein Anspruch und das Recht seines Gläubigers 
auf Teilnahme an dem Verteilungsverfahren gelten 
als festgestellt, soweit im Prüfungstermin ein Wider- 
spruch weder von dem Gläubiger eines angemelde- 
ten Anspruchs noch von dem Schuldner eines solchen 
Anspruchs noch von dem Sachwalter erhoben wird 
oder soweit ein erhobener Widerspruch beseitigt ist. 

(2) Das Gericht hat nach der Erörterung eines 
jeden Anspruchs das Ergebnis in die Tabelle ein- 
zutragen. Die Eintragung gilt hinsichtlich der fest- 
gestellten Ansprüche ihrem Betrag und ihrer Zu- 
gehörigkeit zu den Ansprüchen wegen Personen- 
oder Sachschäden nach sowie hinsichtlich des Rechts 
ihrer Gläubiger auf Teilnahme an dem Verfahren 
für das Verfahren wie ein rechtskräftiges Urteil 
gegen alle Gläubiger und Schuldner von Ansprü- 
chen, die an dem Verfahren teilnehmen, sowie gegen 
den Sachwalter. 

(3) Den Gläubigern streitig gebliebener Ansprüche 
bleibt es überlassen, die Feststellung derselben 
gegen den Bestreitenden zu betreiben. Die Vor- 
schriften des § 146 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 7, der 
§§ 147, 148 der Konkursordnung gelten sinngemäß. 


(4) Für Ansprüche, die nach § 14 Abs. 5 ohne 
Angabe eines Betrags angemeldet worden sind und 
für die auch bei der Verhandlung im Prüfungstermin 
ein Schätzungswert noch nicht ermittelt werden 
kann, gelten diese Vorschriften mit der Maßgabe, 
daß zunächst nur das Recht der Gläubiger auf Teil- 
nahme an dem Verfahren bis zu dem bei der An- 
meldung angegebenen Höchstbetrag für den Fall 
festgestellt wird, daß ein Anspruch bis zu dieser 
Höhe später feststellbar wird. 

(5) In dem Verfahren über einen nicht vom Schuld- 
ner erhobenen Widerspruch gegen einen Anspruch, 
für welchen ein mit der Vollstreckungsklausel ver- 
sehener Schuldtitel, ein Endurteil oder ein Voll- 
streckungsbefehl vorliegt, braucht der Widerspre- 
chende den Titel nicht gegen sich gelten zu lassen, 

1. wenn der Schuldner mit dem Gläubiger oder mit 
dessen Rechtsvorgänger arglistig zusammenge- 
wirkt hat, um dem Gläubiger im Verteilungs- 
verfahren einen ungerechtfertigten Vorteil zu 
verschaffen, oder 

2. wenn der Schuldner den Rechtsstreit nachlässig 
geführt hat. 

Die Verfolgung des Widerspruchs bleibt auch dann 
dem Widersprechenden überlassen, wenn er den 
Titel nach Satz 1 nicht gegen sich gelten zu lassen 
braucht. 

(6) Ist die Feststellung eines Anspruchs durch die 
Aufnahme eines bereits anhängigen Rechtsstreits 
zu verfolgen, so kann der Widersprechende die 
Einlassung auf den Rechtsstreit verweigern, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 5 Nr. 1 oder des 
Absatzes 5 Nr. 2 vorliegen. Wird die Weigerung 
vom Prozeßgericht für begründet erklärt, so hat der 
Gläubiger seinen Anspruch gegen den Widerspre- 
chenden im Wege einer neuen Klage zu verfolgen. 

§ 20 

Erlöschen von Sidierungsrechten 

(1) Wird ein Anspruch und das Recht seines Gläu- 
bigers auf Teilnahme an dem Verteilungsverfahren 
festgestellt, so treten hinsichtlich aller für diesen 
Anspruch bestehenden Schiffshypotheken, Schiffs- 
gläubigerrechte und sonstigen Sicherungsrechte die 
Rechtsfolgen ein, die das Erlöschen des gesicherten 
Anspruchs haben würde. Ist die Sicherheit nach ihrer 
Bestellung an einen Dritten übertragen worden, so 
gilt Satz 1 nicht, soweit die Beschränkbarkeit der 
Haftung dem Dritten nach den Vorschriften zugun- 
sten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtbe- 
rechtigten herleiten, nicht entgegengehalten werden 
kann. 

(2) Das Gericht hat dem Schuldner zum Nachweis 
der Feststellung einer Auszug aus der Tabelle in 
beglaubigter Form zu erteilen. 

(3) Wiri das Verteiiungsverfahren später ein- 
gestellt und hat für einen Anspruch ein Sicherungs- 
recht bestanden, das der Gläubiger auf Grund der 
Regelung des Absatzes 1 oder des § 6 Abs 3 ver- 
loren hat, so hat der Gläubiger wegen seines An- 
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spruchs ein Pfandrecht an dem Anspruch des Ein- 
zahlers auf Rückzahlung der Haftungssumme. Soweit 
die Einzahlung der Haftungssumme durch Sicher- 
heitsleistung ersetzt worden ist, haben die in Satz 1 
genannten Gläubiger ein Recht auf bevorzugte Be- 
friedigung aus der Sicherheit.; diese ist auf Anord- 
nung des Gerichts in dem erforderlichen Umfang zu 
verwerten, der Erlös gilt als vom Sicherungsgeber 
eingezahlte Haftungssumme. Mehrere Pfandrechte 
an demselben Anspruch haben gleichen Rang; die 
Pfandrechte gehen den in § 17 Abs. 5 genannten 
Pfandrechten im Range vor. 

(4) Das Recht nach Absatz 3 erlischt, wenn es 
nicht bis zum Ablauf eines Monats seit dem Zeit- 
punkt, in dem der Einstellungsbeschluß unanfechtbar 
geworden ist, beim Verteilungsgericht geltend ge- 
macht worden ist. Nach Ablauf dieser Frist befrie- 
digt das Verteilungsgericht den Gläubiger; § 26 
Abs. 4 Nr. 2 gilt entsprechend. Werden mehrere 
Pfandrechte geltend gemacht, so gelten §§ 873 bis 
882 der Zivilprozeßordnung entsprechend. Bestreitet 
der Schuldner, der Einzahler oder der Sicherungs- 
geber das Bestehen des Pfandrechts, so hat der 
Gläubiger innerhalb einer von dem Verteilungsge- 
richt zu setzenden Frist nachzuweisen, daß er Klage 
auf Feststellung des Pfandrechts erhoben hat; er- 
bringt der Gläubiger diesen Nachweis nicht, so wird 
das geltend gemachte Pfandrecht nicht berücksich- 
tigt. 

§ 21 

Endgültige Einstellung der Zwangsvollstreckung 

Wird ein Anspruch und das Recht seines Gläu- 
bigers auf Teilnahme an dem Verteilungsverfahren 
festgestellt, so ordnet das Vollstreckungsgericht auf 
Antrag des Schuldners die endgültige Einstellung 
der Zwangsvollstreckung und die Aufhebung von 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen wegen des An- 
spruchs an. Die Anordnung darf erst nach Rechtskraft 
vollzogen werden. 

§ 22 

Erlöschen von Sicherungsrechten und endgültige 

Einstellung der Zwangsvollstreckung bei nicht 
angemeldeten Ansprüchen 

(1) Hat der Gläubiger einen Anspruch, für welchen 
die Haftung durch die Eröffnung des Verteilungs- 
verfahrens beschränkt worden ist, nicht angemeldet, 
so treten hinsichtlich der für den Anspruch beste- 
henden Sicherungsrechte die in § 20 Abs. 1 für den 
Fall der Feststellung eines angemeldeten Anspruchs 
bestimmten Rechtsfolgen mit der Beendigung des 
allgemeinen Prüfungsterinins ein. 

(2) Die Zwangsvollstreckung wegen eines solchen 
Anspruchs ist nach der Beendigung des allgemeinen 
Prüfungstermins endgültig einzustellen; Zwangs- 
vollstreckungsmaßnahmen sind aufzuheben. §§ 767, 
769, 770 der Zivilprozeßordnung sind anzuwenden. 

(3) Das Verteilungsgericht hat dem Schuldner 
eine Bescheinigung über die Beendigung des all- 
gemeinen Prüfungstermins zu erteilen. 


Vierter Abschnitt 
Verteilung 

§ 23 

V erteilungsgrundsätze 

(1) Aus der Haftungssumme sind zum Zwecke der 
Verteilung zwei Teilsummen zu bilden. Die erste 
Teilsumme beträgt einundzwanzig Einunddreißigstel, 
die zweite zehn Einunddreißigstel der festgesetzten 
Haftungssumme. Aus der ersten Teilsumme werden 
nur die festgestellten Ansprüche wegen Personen- 
schäden nach dem Verhältnis ihrer Beträge berich- 
tigt. An der Verteilung der zweiten Teilsumme 
nehmen die Gläubiger der festgestellten Ansprüche 
wegen Sachschäden mit deren vollem Betrag sowie 
die Gläubiger der Ansprüche wegen Personenschä- 
den mit dem Betrag, mit dem diese bei der Vertei- 
lung der ersten Teilsumme ausgefallen sind, nach 
dem Verhältnis dieser Beträge teil. 

(2) Hat das Verfahren nur Wirkung für Ansprüche 
wegen Sachschäden, so nehmen die Gläubiger der 
festgestellten Ansprüche an der Verteilung der ge- 
samten Haftungssumme nach dem Verhältnis der 
Beträge ihrer Ansprüche teil. 

(3) Die nach § 31 Abs. 2 der Haftungssumme zur 
Last fallenden Kosten werden mit Vorrang vor den 
festgestellten Ansprüchen berichtigt. Wird die Ver- 
teilung nach Absatz 1 vorgenommen, so werden 
Kosten, die aus einem Rechtsstreit über Ansprüche 
wegen Personenschäden entstanden sind, aus der 
für Personenschäden bestimmten Teilsumme und 
Kosten, die aus einem Rechtsstreit über Ansprüche 
wegen Sachschäden entstanden sind, aus der für 
Sachschäden bestimmten Teilsumme berichtigt. 

(4) Ein nach der Verteilung einer der beiden Teil- 
summen oder der gesamten Haftungssumme ver- 
bleibender Uberschuß wird an den Einzahler zurück- 
gezahlt, an mehrere Einzahler im Verhältnis der 
Beträge ihrer Einzahlungen. 

§ 24 

Erlöschen der persönlichen Haftung 

Einem Gläubiger, der bei der Verteilung der 
Haftungssumme den auf seinen Anspruch entfallen- 
den Anteil ganz oder teilweise entgegennimmt, 
haftet der Schuldner außerhalb des Verteilungsver- 
fahrens nicht mehr. Das gleiche gilt, wenn der 
Gläubiger nicht innerhalb eines Monats nach Fest- 
stellung seines Anspruchs im Verteilungsverfahren 
dem Verteilungsgericht nachweist, daß er den An- 
spruch gegen den Schuldner gerichtlich geltend 
gemacht und sein Begehren darauf gestützt hat, daß 
der Schuldner für den Anspruch außerhalb des Ver- 
teilungsverfahrens haftet. 

§ 25 

Rechtskräftige Feststellung der 
persönlichen Haftung 

Steht zwischen dem Gläubiger und dem Schuld- 
ner eines Anspruchs rechtskräftig fest, daß die Haf- 
tung des Schuldners für den Anspruch durch das 
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Verteilungsverfahren nicht beschränkt worden ist, 
so kann in dem Verteilungsverfahren nicht geltend 
gemacht werden, daß der Gläubiger mit dem An- 
spruch an dem Verfahren teilnimmt. Tritt die Rechts- 
kraft erst ein, nachdem der Anspruch in dem Ver- 
teilungsverfahren festgestellt worden ist, so ist der 
Anspruch trotz seiner Feststellung bei der Vertei- 
lung nicht zu berücksichtigen. § 24 Satz 1 bleibt 
unberührt. 

§ 26 

Verfahren bei der Verteilung 

(1) Nach der Abhaltung des allgemeinen Prüfungs- 
termins soll eine Verteilung an die Gläubiger der 
festgestellten Ansprüche erfolgen. Die Zahlungen 
auf die festgestellten Ansprüche werden von der 
Gerichtskasse auf Anordnung des Verteilungsgerichts 
vorgenommen. Das Gericht ordnet die Verwertung 
von Sicherheiten an, soweit die Verteilung dies 
erfordert. 

(2) Vor der Vornahme einer Verteilung legt der 
Urkundsbeamte der Geschäftsstelle ein Verzeichnis 
der bei der Verteilung zu berücksichtigenden An- 
sprüche, gegliedert nach Ansprühen wegen Perso- 
nenschäden und Ansprüchen wegen Sachschäden, 
auf der Geschäftsstelle zur Einsicht der Beteiligten 
nieder und macht die Summe der Ansprüche öffent- 
lich bekannt; § 11 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend. 
Für Einwendungen gegen das Verzeichnis gilt § 158 
der Konkursordnung entsprechend. 

(3) Gläubiger, deren Ansprüche nicht festgestellt 
sind und für deren Ansprüche ein mit der Voll- 
streckungsklausel versehener Schuldtitel, ein End- 
urteil oder ein Vollstreckungsbefehl nicht vorliegt, 
haben bis zum Ablauf einer Ausschlußfrist von zwei 
Wochen nach der öffentlichen Bekanntmachung den 
Nachweis zu führen, daß und für welchen Betrag 
die Feststellungsklage erhoben oder das Verfahren 
in dem früher anhängigen Prozeß aufgenommen ist. 
Wird der Nachweis nicht rechtzeitig geführt, so 
werden die Ansprüche bei der vorzunehmenden Ver- 
teilung nicht berücksichtigt. 

(4) Bei der Verteilung werden die Anteile zurück- 
behalten, die auf 

1. Ansprüche, die infolge eines bei der Prüfung 
erhobenen Widerspruchs im Prozeß befangen 
sind, 

2. Ansprüche, bei denen nur das Recht ihres Gläubi- 
gers auf Teilnahme an dem Verfahren, jedoch 
nicht der Betrag festgestellt ist (§ 19 Abs. 4), 

3. Ansprüche, die in dem Verfahren festgestellt 
sind, die der Gläubiger jedoch nach § 24 Satz 2 
gerichtlich geltend gemacht hat, 

entfallen. 

(5) Macht der Schuldner eines Anspruchs, für den 
die Haftung durch das Verteilungsverfahren be- 
schränkt worden ist, glaubhaft, daß wegen dieses 
Anspruchs die Zwangsvollstreckung im Ausland 
droht, so kann das Gericht den auf den Anspruch 
entfallenden Anteil zurückbehalten. Das Gericht 
kann die Entscheidung wegen veränderter Umstände 
abändern. 


(6) Gläubiger, die bei einer Verteilung nicht be- 
rücksichtigt worden sind, können nachträglich, so- 
bald sie die Vorschriften des Absatzes 3 erfüllt 
haben, die bisher festgesetzten Anteile aus dem 
verbliebenen Betrag der Haftungssumme verlangen, 
soweit dieser reicht und nicht infolge des Ablaufs 
einer Ausschlußfrist für eine neue Verteilung zu 
verwenden ist. 

§ 27 

Verfahren in besonderen Fällen 

Soweit ein Anspruch, für den nach § 19 Abs. 4 
zunächst nur das Recht des Gläubigers auf Teil- 
nahme an dem Verfahren bis zu dem bei der 
Anmeldung angegebenen Höchstbetrag festgestellt 
worden ist, auch der Höhe nach feststellbar wird, 
kann der Gläubiger einen besonderen Prüfungs- 
termin zur Erörterung dieses Anspruchs beantragen. 
Soweit feststeht, daß der Anspruch den festge- 
stellten Höchstbetrag nicht erreichen wird, kann 
jeder an dem Verfahren teilnehmende Gläubiger 
und Schuldner sowie der Sachwalter auf Feststel- 
lung klagen, daß der Anspruch insoweit bei der 
Verteilung nicht zu berücksichtigen ist. 

§ 28 

Weitere Verteilung 

Sobald nach einer ersten Verteilung ein weiterer 
hinreichender Betrag der Haftungssumme verfügbar 
wird, soll eine weitere Verteilung erfolgen. 

§ 29 

Aufhebung des Verfahrens, 

Nachtragsverteilung 

(1) Das Gericht beschließt die Aufhebung des 
Verteilungsverfahrens, wenn die Haftungssumme 
verteilt ist oder wenn nur noch Anteile nach § 26 
Abs. 4 Nr. 1 und Nr. 3, § 33 zurückzubehalten sind. 
Auf Verlangen hat das Gericht jedem, der ein be- 
rechtigtes Interesse nachweist, eine Bescheinigung 
über die Aufhebung zu erteilen. 

(2) Wird nach der Aufhebung des Verteilungs- 
verfahrens für den Gläubiger eines Anspruchs, für 
den ein Anteil nach § 26 Abs. 4 Nr. 1 oder Nr. 3 
zurückbehalten worden ist, das Recht auf Teilnahme 
an dem Verfahren festgestellt oder ergibt sich, daß 
ein solcher Anspruch oder eine Zurückbehaltung 
wegen der Kosten nacV § 33 nicht mehr zu berück- 
sichtigen ist, so findet eine Nachtragsverteilung 
statt. 

Fünfter Abschnitt 

Nachträgliche Erweiterung des Verfahrens 
auf Antrag eines Schuldners 

§ 30 

(1) Hat das Gericht nach § 5 Abs. 2 die Haftungs- 
summe unter Berücksichtigung nur der Ansprüche 
wegen Sachschäden festgesetzt oder hat es nach 
§ 16 Abs. 1 Satz 2 die Festsetzung nicht abgeändert, 
obwohl aus dem Ereignis auch Ansprüche wegen 
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Personenschäden entstanden sind, für welche die 
Haftung beschränkt werden kann, so kann jeder 
Schuldner eines solchen Anspruchs wegen Personen- 
schäden die Festsetzung des Mehrbetrags der Haf- 
lungssumine beantragen. 

(2) Für den Beschluß über die Erhöhung der Haf- 
lungssumme gilt §5 Abs. 3 bis 5 entsprechend. 

(3) Auch nach der Erhöhung der Haftungssumme 
wird das Verfahren nur unter Beschränkung auf 
Ansprüche wegen Sachschäden durchgeführt, wenn 
die Haftungssumme nur insoweit eingezahlt worden 
ist. 

(4) Wird der nach den Absätzen 1 und 2 festge- 
setzte Mehrbetrag der Haftungssumme eingezahlt, 
nachdem das Verfahren mit Wirkung für Ansprüche 
w r egen Sachschäden bereits eröffnet worden ist, so 
beschließt das Gericht, daß das Verfahren auch mit 
Wirkung für Ansprüche wegen Personenschäden 
eröffnet wird. Nach dem Beginn des allgemeinen 
Prüfungstermins ist die Erweiterung des Verfah- 
rens ausgeschlossen. 

(5) Hinsichtlich des Verfahrens wegen des Mehr- 
betrags der Haftungssumme gilt derjenige, der die 
Erweiterung des Verfahrens nach Absatz 1 bean- 
tragt, als Antragsteller im Sinne dieses Gesetzes. 


Sechster Abschnitt 

Kosten aus der Bestellung eines Sachwalters 
und aus Rechtsstreitigkeiten 
über angemeldete Ansprüche 

§ 31 

Kostentragung 

(1) Der Antragsteller trägt folgende Kosten: 

1. die Vergütung und die Auslagen des Sachwal- 
ters; 

2. die von dem Sachwalter uutgewandten Kosten 
der Verwaltung und Verwertung von Sicher- 
heiten. 

(2) Der HaUungssummc fallen folgende Kosten 
zur Last: 

1. die Kosten von Rechtsstreitigkeiten über im Ver- 
teilungsverfahren angemeldete Ansprüche und 
über da^ Recht ihrer Gläubiger auf Teilnahme 
an dem Verfahren, welche ms der Prozeßfüh- 
rnng des Sachwalters entstehen; 

2. die Kosten von Rechtsstreitigkeiten, welche nach 
§19 Abs. 3 dieses Gesetzes in Verbindung mit 
§147 Satz 2 der Konkursordnung der Haftungs- 
summe zur Last fallen. 


§ 32 

Zahlung der vom Antragsteller zu tragenden Kosten 

(1) Das Gericht ordnet von Amts wegen die Zah- 
lung der vom Antragsteller nach § 31 Abs. 1 zu 
tragenden Kosten zur Haftungssumme an. 

(2) Das Gericht soll die Eröffnung des Vertei- 
lungsverfahrens von der Einzahlung eines ange- 


messenen Vorschusses auf die von dem Antrag- 
steller nach § 31 Abs. 1 zu tragenden Kosten ab- 
hängig machen. 

(3) Kosten, die der Antragsteller nach § 31 Abs. 1 
zu tragen hat, fallen der Haftungssumme endgültig 
zur Last, w T enn die Zwangsvollstreckung gegen den 
Antragsteller wegen der Kosten ohne Erfolg ver- 
sucht worden ist. In diesem Falle ist § 23 Abs. 1 bis 
3 nur auf den Betrag anzuwenden, der nach Abzug 
dieser Kosten von der festgesetzten Haftnngssumme 
verbleibt. 

§ 33 

Zurückbehaltung bei der Verteilung 

Ist bei dem Beginn der Verteilung ungewiß, ob 
im Verlaufe des Verfahrens noch Kosten entstehen 
werden, welche der Haftungssumme nach § 31 
Abs. 2 oder nach § 32 Abs. 3 zur Last fallen, so soll 
das Gericht bei der Verteilung einen angemessenen 
Anteil für diese Kosten zurückbehalten. Die Ent- 
scheidung ist unanfechtbar; das Gericht kann sie 
jedoch wegen veränderter Umstände abändern. 


Zweiter Teil 

Sonstige verfahrensrechtlichen Vorschriften 
zur Ausführung des Internationalen Überein- 
kommens vom 10. Oktober 1957 
über die Beschränkung der Haftung 
der Eigentümer von Seeschiffen 

§ 34 

Wirkungen der Errichtung eines Haftungsronefs 
im Ausland 

Ist in einem anderen Vortragsstaat des interna- 
tionalen Übereinkommens vom 10. Oktober 19.57 
über die Beschränkung der Haltung der Eigentümer 
von Seeschiffen entsprechend den Vorschriften 
dieses Übereinkommens ein Haftungsfonds errichtet 
worden, so gilt für Zwangsvollstreckungen wegen 
rler Ansprüche, die aus dem Fonds zu befriedigen 
sind, § 8 Abs. 3 und 4 entsprechend, wenn der Fonds 
den Gläubigern tatsächlich zur Verfügung steht. Für 
Klagen wegen der Ansprüche, die aus dem Fonds 
zu befriedigen sind, gilt §8 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
entsprechend, sofern das für die Errichtung und 
Verteilung des Haftungsfonds maßgebende Recht 
clor Errichtung dos Haftungsfonds diese Rorh*sP;!:pn 
beilegt. 

§ 35 

Aufhebung von Arresten 

Ist wegen eines Anspruchs, für den der Schukliu-r 
seine Haftung nach §§ 486 bis 487 a des Handels- 
gesetzbuchs oder nach Artikel 3 § 1 bis 3 des See- 
rechtsänderungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. I S ) beschränken kann, ein 

Arrest vollzogen worden, so wird dieser nach Maß- 
gabe der Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
das Arrestverfahren aufgehoben, wenn der Schuld- 
ner zugunsten des Gläubigers einen Geldbetrag 
hinterlegt hat, welcher der nach § 487 a Abs. 2, 3 
des Handelsgesetzbuchs zu berechnenden Haftungs- 
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summe entspricht. Dies gilt auch dann, wenn die 
Hinterlegung in einem Vertragsstaat des Interna- 
tionalen Übereinkommens vom 10. Oktober 1957 
über die Beschiänkung der Haftung der Eigentümer 
von Seeschiffen erfolgt ist und der hinterlegte Be- 
trag dem Gläubiger nach Maßgabe seiner Rechte 
tatsächlich zur Verfügung steht. 

Dritter Teil 
Schlußbestimmungen 

§ 36 

Änderung der Konkursordnung 

Die Konkursordnung wird wie folgt geändert: 

In § 15 Satz 2 werden hinter „(Reichsgesetzbl. I 
S. 1499)" folgende Worte eingefügt: „und § 20 Abs. 3 

der See rechtlichen Verteilungsordnung vom 

(Bundesgesetzbl. I S )". 

§ 37 

Änderung des Gerichtskostengesetzes 

Das Gerichtskostengesetz wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift des Dritten Abschnitts erhält fol- 
gende Fassung: 

„Gebühren im Konkursverfahren, im Vergleichs- 
verfahren zur Abwendung des Konkurses und im 
seerechtlichen Verteilungsverfahren" . 

2. § 48 erhält folgende Fassung: 

„§ 48 

Entsprechend anzu wendende Vorschriften 

Für die Gebühren im Konkursverfahren, im 
Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkur- 
ses und im seerechtlichen Verteilungsverfahren 
gelten §§ 10, 21, 23, 24 dieses Gesetzes und § 3 
der Zivilprozeßordnung entsprechend." 

3. Nach § 59 wird folgender § 59a eingefügt: 

„ § 59 a 

Seerechtliches Verteilungsverfahren 

(1) Für das Verfahren über den Antrag auf 
Eröffnung des seerechtlichen Verteilungsverfah- 
rens wird die volle Gebühr erhoben. Für die 
Durchführung des Verteilungsverfahrens wird das 
Dreifache der vollen Gebühr erhoben; die in 
Satz 1 bestimmte Gebühr wird angerechnet. 

(2) Die in Absatz 1 bestimmten Gebühren rich- 
ten sich nach dem Betrag der festgesetzten Haf- 
tungssumme. Ist diese höher als der Gesamt- 
betrag der Ansprüche, für deren Gläubiger das 
Recht auf Teilnahme an dem Verteilungsverfah- 
ren festgestellt wird, so richten sich die Gebühren 
nach dem Gesamtbetrag der Ansprüche. 

(3) Für die Anberaumung eines besonderen 
Prüfungstermins wird die Hälfte der vollen Ge- 


bühr nach dem Betrag der einzelnen Forderungen, 
zu deren Prüfung der Termin bestimmt ist, erho- 
ben. Für die Wertberechnung gilt § 148 der Kon- 
kursordnung entsprechend. 

(4) Für das Beschwerdeverfahren gilt § 46 
Abs. 2 entsprechend." 

4. Nach § 97 wird folgender § 97a eingefügt: 

„ § 97 a 

Kostenschuldner im seerechtlichen 
Verteilungsverfahren 

Im seerechtlichen Verteilungsverfahren ist 
Schuldner der Kosten der Antragsteller.' 1 

5. § 106 erhält folgende Fassung: 

„§ 106 

Fälligkeit der Gebühren 

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, im Kon- 
kursverfahren, im Vergleichsverfahren zur Ab- 
wendung des Konkurses und im seerechtlichen 
Verteilungsverfahren wird die Gebühr mit der 
Stellung des Antrags fällig, durch den das Ver- 
fahren bedingt ist; soweit die Gebühr eine Ent- 
scheidung oder sonstige gerichtliche Handlung 
voraussetzt, wird sie mit dieser fällig." 

6. § 111 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 ein- 
gefügt: 

„(5) über den Antrag auf Eröffnung des see- 
rechtlichen Verteilungsverfahrens soll erst 
nach Zahlung der in § 59 a Abs. 1 Satz 1 be- 
stimmten Gebühr und der Auslagen für öffent- 
liche Bekanntmachung entschieden werden." 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6; die 
Worte „Absätze 1 bis 4" werden durch die 
Worte „Absätze 1 bis 5" ersetzt. 

§ 38 

Änderung der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte 

Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 

wird wie folgt geändert: 

1. An die Überschrift des Fünften Abschnitts wer- 
den folgende Worte angefügt: 

„sowie in seerechtlichen Verteilungsverfahren." 

2. Nach § 81 wird folgender § 81 a eingefügt: 

„§ 81a 

Seerechtliches Verteilungsverfahren 

(1) Im Verfahren nach der Seerechtlichen Ver- 
teilungsordnung vom (Bundesgesetzbl. I 

S ) gelten § 72 erster Halbsatz, §§ 73, 75 ent- 

sprechend. § 77 gilt entsprechend mit der Maß- 
gabe, daß an die Stelle der Aktivmasse die fest- 
gesetzte Haftungssumme tritt. 
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(2) Der Rechtsanwalt erhält besonders drei 
Zehntel der in § 31 bestimmten Gebühren: 

1. im Verfahren über eine Beschwerde (§ 3 Abs. 2 
der Seerechtlichen Verteilungsordnung) oder 
über eine Erinnerung (§ 12 Abs. 2, 4 der See- 
rechtlichen Verteilungsordnung) ; 

2. im Verfahren über Anträge auf Aufhebung von 
Vollstreckungsmaßregeln (§ 8 Abs. 4 der See- 
rechtlichen Verteilungsordnung); 

3. im Verfahren über Anträge auf Zulassung der 
Zwangsvollstreckung, soweit diese auf § 17 
Abs. 4 der Seerechtlichen Verteilungsordnung 
gestützt werden. 

Die Vorschriften der §§ 32, 33 Abs. 1 und 2 gelten 
nicht." 

§ 39 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 

Das Rechtspflegergesetz wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Nr. 2 wird die Ziffer „19" durch „19a M er- 
setzt und nach Buchstabe f) folgender Buch- 
stabe g) eingefügt: 

,,g) Verfahren nach der Seerechtlichen Verteh 
lungsordnung;" 

2. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts wird wie 
folgt gefaßt: 

„Zweiter Abschnitt 

Dem Richter vorbehaltene Geschäfte auf dem 
Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie 
in Konkursverfahren, Vergleichsverfahren 
und seerechtlichen Verteilungsverfahren" 

3. Nach § 19 wird folgender § 19 a eingefügt: 

„§ 19a 

Seerechtliches Verteilungsverfahren 

(1) Im Verfahren nach der Seerechtlichen Ver- 
teilungsordnung bleiben dem Richter Vorbehal- 
ten: 

1. das Verfahren bis zur Entscheidung über den 
Eröffnungsantrag unter Einschluß dieser Ent- 
scheidung und der Ernennung des Sachwalters; 


2. die Entscheidung, daß und in welcher Weise 
eine im Verlaufe des Verfahrens unzureichend 
gewordene Sicherheit zu ergänzen oder ander- 
weitige Sicherheit zu leisten ist (§ 6 Abs. 5 der 
Seerechtlichen Verteilungsordnung) ; 

3. die Entscheidung übei die Erweiterung des 
Verfahrens auf Ansprüche wegen Personen- 
schäden (§§ 16, 30 der Seerechtlichen Vertei- 
lungsordnung) ; 

4. die Entscheidung über die Zulassung einer 
Zwangsvollstreckung nach § 17 Abs. 4 der See- 
rechtlichen Verteilungsordnung; 

5. die Anordnung, bei der Verteilung Anteile 
nach § 26 Abs. 5 der Seerechtlichen Vertei- 
lungsordnung zurückzubehalten. 

(2) Der Richter kann sich das Verteilungsver- 
fahren ganz oder teilweise Vorbehalten, wenn 
er dies für geboten erachtet. Hält er den Vorbe- 
halt nicht mehr für erforderlich, kann er das Ver- 
fahren dem Rechtspfleger übertragen. Auch nach 
der Übertragung kann er das Verfahren wieder 
an sich ziehen, wenn und solange er dies für er- 
forderlich hält." 


§40 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 41 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt an dem Tage in Kraft, an 
welchem das Internationale Übereinkommen vom 
10. Oktober 1957 über die Beschränkung der Haf- 
tung der Eigentümer von Seeschiffen für die Bun- 
desrepublik in Kraft tritt. 

(2) Der Tag, an dem dieses Gesetz in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 

zu dem Entwurf eines Gesetzes 

über das Verfahren bei der Einzahlung und Verteilung der Haftungssumme 
zur Beschränkung der Reederhaftung 
(Seerechtliche Verteilungsordnung) 


I. 

Allgemeines 

Entsprechend dem Übereinkommen von 1957 über 
die Beschränkung der Haftung der Eigentümer von 
Seeschiffen sieht § 487 a HGB in der Fassung von 
Artikel 1 Nr. 4 des Seerechtsänderungsgesetzes vor, 
daß die Haftung des Reeders für bestimmte An- 
sprüche durch ein gerichtliches Verteilungsverfahren 
beschränkt werden kann. Die Ausgestaltung dieses 
Verfahrens ist nach Artikel 4 des Übereinkommens 
von 1957 dem innerstaatlichen Recht überlassen. 

Der Entwurf enthält die notwendigen Vorschriften 
zur Durchführung des Verteilungsverfahrens. Er 
lehnt sich in seinen Grundsätzen an das Konkurs- 
recht an. Nach der Einzahlung der Haftungssumme 
und der Eröffnung des Verfahrens werden Einzel- 
prozesse und Zwangsvollstreckungen wegen der teil- 
nahmeberechtigten Ansprüche unzulässig; Sicherhei- 
ten dürfen nicht mehr verwertet werden. Es findet 
ein Aufgebot der Gläubiger statt. Die angemeldeten 
Ansprüche werden in einem Prüfungstermin erörtert; 
soweit ihrer Teilnahmeberechtigung widersprochen 
wird, ist der Streit über die Beschränkung der 
Haftung im Erkenntnisverfahren auszutragen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß im 
Hinblick auf das neue System der Haftungsbeschrän- 
kung auf eine eingehende gesetzliche Regelung des 
Verfahrens bei der Haftungsbeschränkung im See- 
recht nicht verzichtet werden kann. Da die Einzah- 
lung der Haftungssumme entsprechend dem Über- 
einkommen die Beschränkung der Haftung für 
Ansprüche, für welche der Reeder bis zu diesem 
Zeitpunkt unbeschränkt gehaftet hat, herbeiführt 
und da infolge der Haftungsbeschränkung Sicher- 
heiten erlöschen sollen, die für den Anspruch be- 
standen haben, muß das bei der Verteilung der 
Haftungssumme zu beobachtende Verfahren sicher- 
stellen, daß die Gläubiger ihren Rechten entspre- 
chend berücksichtigt werden. Deshalb finden sich 
auch in den Rechtsordnungen derjenigen Staaten, 
die das Übereinkommen von 1957 bereits ratifiziert 
haben und deren Prozeßrecht mit dem deutschen 
vergleichbar ist, ähnliche gesetzliche Regelungen. 
In diesem Zusammenhang ist insbesondere auf Ar- 
tikel 320 aff. des niederländischen Wetboek van 
Burgerlijke Regtsvordering in der Fassung des Ge- 
setzes Nr. 239 vom 3. Juni 1965, auf Artikel 45 ff. 
der schweizerischen Seeschiffahrtsverordnung vom 
20. November 1956 in der Fassung des Bundesrats- 
beschlusses vom 4. November 1966 und auf das 
schwedische Gesetz Nr. 85 zur Änderung des See- 
gesetzes vom 3. April 1964 zu verweisen; in Frank- 
reich wird eine entsprechende gesetzliche Regelung 
vorbereitet. Allerdings konnten diese ausländischen 
Vorschriften nur sehr beschränkt als Vorbild für den 
Entwurf verwendet werden. Die Regelung über die 


Verteilung der Hafturgssumme hat prozessualen 
Charakter und bedarf deshalb in erster Linie der 
Abstimmung auf das Verfahrensrecht im übrigen, 
welches bisher wenig internationale Einheitlichkeit 
zeigt; hierin liegt auch der Grund, weshalb eine 
wünschenswerte internationale Vereinheitlichung 
wenigstens der grundlegenden Prinzipien des Ver- 
fahrens bei der Haftungsbeschränkung sich trotz ein- 
gehender Überlegungen als unmöglich erwiesen hat. 

Durch den Entwurf werden den Gerichten der Län- 
der neue Aufgaben zugewiesen. Zum Ausgleich 
eines Teiles der daraus erwachsenden Kosten ist 
in dem Entwurf eine Gebührenregelung vorgesehen, 
die sich an die Gebührenregelung für das Konkurs- 
verfahren anschließt. Die durch die danach zu er- 
hebenden Gebühren nicht gedeckten Kosten können 
nicht genau beziffert werden, da sie von der Zahl 
und dem Umfang der Verteilungsverfahren abhän- 
gig sind, für deren Schätzung hinreichende Anhalts- 
punkte fehlen. 


II. 

Bemerkungen 

zu den einzelnen Vorschriften 
Erster Teil 

Verteilungsverfahren 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen. Zuständigkeit 

Zu § 1 

Satz 1 setzt das Verteilungsverfahren in Beziehung 
zu den materiell-rechtlichen Vorschriften über die 
Haftungsbeschränkung. Dies geschieht in erster 
Linie durch Verweisung auf §§ 486 bis 487 a HGB 
in der Fassung des Seerechtsänderungsgesetzes. 
Neben den Haftungsbecchränkungsvorschriften des 
Handelsgesetzbuchs werden auch die Sondervor- 
schriften des Artikels 3 §§ 1 bis 3 des Seerechts- 
änderungsgesetzes in Bezug genommen, um dem 
Fall Rechnung zu tragen, daß die Haftungsbeschrän- 
kung für Ansprüche geltend gemacht wird, die nicht 
nach deutschem Recht zu beurteilen sind (Artikel 7 
Abs. 1 des Übereinkommens von 1957). 

Im Anschluß an die neuen materiell-rechtlichen Vor- 
schriften stellt Satz 1 nochmals ausdrücklich klar, 
daß sich das Verteilungsverfahren ebenso wie die 
Haftungsbeschränkung stets auf die Gesamtheit der 
Ansprüche aus einem bestimmten Ereignis bezieht, 
soweit für diese die Voraussetzungen der Beschränk- 
barkeit der Haftung vorliegen. 
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Nach Satz 2 kann das Verfahren nur eingeleitet 
werden, wenn der Gesamtbetrag der Ansprüche, für 
welche die Haftung beschränkt werden soll, die im 
Handelsgesetzbuch bestimmte Haftungssumme vor- 
aussichtlich übersteigt. Hierdurch soll ausgeschlossen 
werden, daß ein Schuldner das Verfahren durchführt, 
obwohl die Haftungsbeschränkung keine praktische 
Bedeutung haben würde. Andererseits soll dieses 
Erfordernis, das im Interesse der Organe der Rechts- 
pflege aufgestellt wird und somit einen besonderen 
Anwendungsfall des Rechtsschutzbedürfnisses dar- 
stellt, einen Schuldner an der Einleitung des Ver- 
teilungsverfahrens nicht in solchen Fällen hindern, 
in denen eine Beschränkung der Haftung wirtschaft- 
lich vernünftig erscheint. Der Schuldner soll die 
Möglichkeit, das Verfahren einzuleiten, deshalb auch 
dann haben, wenn nach der Lebenserfahrung anzu- 
nehmen ist, daß Ansprüche in einer die gesetzliche 
Haftungssumme übersteigenden Gesamthöhe noch 
entstehen oder sich noch heraussteilen werden. Dem 
Gesamtbetrag der Ansprüche sind dabei alle An- 
sprüche zuzurechnen, für die irgendein Schuldner 
nach den materiell-rechtlichen Vorschriften die Haf- 
tung beschränken kann. Dabei soll das Verteilungs- 
gericht grundsätzlich nicht prüfen, ob die Haftung 
für die Ansprüche, die der Antragsteller anführt, 
beschränkbar ist, sofern nicht die rechtlichen Voraus- 
setzungen offensichtlich nicht gegeben sind; der 
Antragsteller soll auch bei zweifelhafter Rechtslage, 
deren materielle Beurteilung durch das Verteilungs- 
gericht das Verfahren zu sehr belasten und die 
Gefahr widersprechender späterer Entscheidungen 
des Prozeßgerichts begründen würde, das Verfahren 
einleiten dürfen. 

Zu § 2 

Die Vorschrift enthält Regeln über die Zuständig- 
keit des Verteilungsgerichts. 

Die Regelung des Absatzes 1 stellt sicher, daß für 
Schiffe, die in einem Schiffsregister im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes eingetragen sind, stets eine 
Zuständigkeit im Inland besteht; sie gewährleistet 
weiter, daß für die Mehrzahl der Verteilungsver- 
fahren kraft Gesetzes ein Gericht zuständig ist, das 
sich in einer Hafenstadt befindet. Ebenso wie beim 
Konkursverfahren sollen die Amtsgerichte funktio- 
nell zuständig sein. 

Absatz 2 regelt die Zuständigkeit für Verteilungs- 
verfahren bei Schiffen, die nicht im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes eingetragen sind. Da hier die An- 
knüpfung an den Registerort nicht in Betracht 
kommt, soll entsprechend § 71 KO in erster Linie 
der Ort der gewerblichen Niederlassung maßgebend 
sein (Satz 1). Fehlt es an einer gewerblichen Nieder- 
lassung, so entscheidet nach dem Entwurf der ge- 
wöhnliche Aufenthalt des Antragstellers; dieser 
Begriff ist in Anlehnung an die internationale Übung 
(vgl. z. B. Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe a des Überein- 
kommens von 1952 über die zivilgerichtliche Zu- 
ständigkeit bei Schiffszusammenstößen sowie § 738 
Abs. 1 Nr. 1 HCB in der Fassung des Seerechts- 
änderungsgesetzes) gewählt worden. 

Da die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs über 
die Beschränkung der Reederhaftung nicht nur für 
Schuldner mit gewerblicher Niederlassung oder ge- 


wöhnlichem Aufenthalt in der Bundesrepublik gelten, 
bedarf es über die Regelung des Absatzes 1 Satz 1 
hinaus der Begründung einer Zuständigkeit für den 
Fall, daß die Haftungsbeschränkung nach deutschem 
Recht zu beurteilen ist, obgleich der Schuldner keine 
dauernde räumliche Beziehung zum Bundesgebiet 
hat. Deshalb begründet der Entwurf eine Hilfs- 
zuständigkeit des Gerichts, in dessen Bezirk Klage 
gegen den Antragsteller erhoben worden ist oder 
erhoben werden kann oder in dem die Zwangs- 
vollstreckung betrieben wird (Satz 2). Solange aller- 
dings diese Voraussetzungen nicht gegeben sind, ist 
eine örtliche Zuständigkeit nicht begründet; der 
Entwurf stellt das Verteilungsverfahren vor den 
deutschen Gerichten nicht in Fällen zur Verfügung, 
in denen weder eine persönliche noch eine sachliche 
Beziehung zur Bundesrepublik besteht. 

Absatz 2 Satz 3 regelt das Verhältnis mehrerer 
zuständiger Gerichte entsprechend § 71 Abs. 2 KO. 

Absatz 3 räumt nach dem Vorbild anderer Gesetze, 
namentlich des § 58 GVG in der Fassung des Ge- 
setzes vom 19. Dezember 1964 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 1067), den Landesregierungen die Möglichkeit ein, 
die örtliche Zuständigkeit zu konzentrieren. Dies 
wird sich empfehlen, da sich bei der zu erwartenden 
geringen Zahl von Verfahren nur dann eine feste 
Praxis in der Handhabung des Gesetzes wird bilden 
können, wenn möglichst wenige Gerichte damit be- 
faßt sind. Absatz 4 ermöglicht es den Landesregie- 
rungen deshalb darüber hinaus, durch Staatsvertrag 
die Zuständigkeit auch für die Verfahren aus mehre- 
ren Ländern den Gerichten eines Landes zuzuweisen. 

Zu § 3 

Nach Absatz 1 ist das Verteilungsverfahren ein 
dem Konkursverfahren und dem Vergleichsverfah- 
ren nachgebildetes Verfahren; es gehört nicht der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit an, vielmehr finden die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung entsprechende 
Anwendung. Satz 1 hat ebenso wie die klarstellen- 
den Sätze 2 und 3 sein Vorbild in den §§ 72, 73 
Abs. 1 und 2 KO. 

Absatz 2 eröffnet gegen die Beschlüsse des Ver- 
teilungsgerichts grundsätzlich das Rechtsmittel der 
sofortigen Beschwerde. Die Formulierung des 
Satzes 1 weist jedoch darauf hin, daß in dem prak- 
tisch sehr bedeutsamen Fall der Anfechtung der 
Beschlüsse über die Eröffnung des Verfahrens und 
über die Festsetzung der Haltungssumme anstelle 
der Beschwerde die Erinnerung stattfindet, und daß 
die Entscheidung nach § 33 der Anfechtung entzogen 
ist. Die — von der Zivilprozeßordnung abwei- 
chende — Frist von einem Monat für die Einlegung 
der sofortigen Beschwerde (Satz 2) erscheint erfor- 
derlich, weil Zustellungen in erheblichem Umfang 
im Ausland erfolgen müssen. 

Zweiter Abschnitt 

Eröffnungsverfahren und Öffentliche Aufforderung 

Zu § 4 

Absatz 1 führt die Angaben auf, die der Antrag auf 
Eröffnung des Verteilungsverfahrens enthalten muß. 
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Absatz 2 nennt die dem Antrag beizufügenden 
Unterlagen, die dem Verteilungsgericht die Nach- 
prüfung der für die Zulässigkeit des Verfahrens 
erheblichen Angaben ermöglichen sollen. Die Ab- 
schrift der Eintragung im Schiffsregister muß alle 
Eintragungen wiedergeben, die das Registerblatt 
des Schiffes enthält. 

Absatz 3 schreibt vor, daß das Bestehen von die ge- 
setzliche Haftungssumme übersteigenden Ansprü- 
chen, für welche die Haftung beschränkt werden 
soll, glaubhaft zu machen ist. Da § 1 Satz 2 nur der 
Vermeidung von offensichtlich ungerechtfertigter 
Inanspruchnahme des Gerichts dient, reicht die 
Glaubhaftmachung seiner Voraussetzungen aus. 
Dabei wird dem Verteilungsgericht aus den zu § 1 
angeführten Erwägungen grundsätzlich nicht auch 
die Prüfung der materiell-rechtlichen Voraussetzun- 
gen für die Beschränkbarkeit der Haftung auferlegt, 
die allein im Erkenntnisverfahren vorzunehmen ist. 

Absatz 4 behandelt den Sonderfall, daß aus dem 
Ereignis nur Sachschäden entstanden sind. Wünscht 
der Antragsteller, daß in diesem Falle dem Eröff- 
nungsbeschluß die geringere Haftungssumme des 
§ 487 a Abs. 3 Satz 2 HGB in der Fassung des See- 
rechtsänderungsgesetzes zugrunde gelegt wird, so 
muß er die dafür — entsprechend Artikel 3 Abs. 1 
Buchstabe a des Übereinkommens von 1957 — auf- 
gestellte Voraussetzung glaubhaft machen, daß nur 
solche Ansprüche entstanden sind. Der Wortlaut 
stellt klar, daß dieser Voraussetzung auch dann 
genügt ist, wenn Ansprüche aus Personenschäden, 
für die die Haftung beschränkt werden kann, aus 
dem Ereignis zwar entstanden sind, im Zeitpunkt 
des Antrags auf Eröffnung des Verteilungsverfah- 
rens aber — etwa wegen Erfüllung, Erlasses oder 
Verjährung — nicht mehr geltend gemacht werden 
können. Hier ist es ausnahmsweise nicht vermeid- 
bar, dem Verteilungsgericht auch die materiell-recht- 
liche Beurteilung der Beschränkbarkeit der Haftung 
— die jedoch in großzügiger Form geschehen soll — 
zu übertragen. 

Absatz 5 legt fest, bis zu welchem Zeitpunkt der 
Antrag zurückgenommen werden kann. Als maß- 
geblicher Verfahrensabschnitt ist hierfür der Beginn 
des allgemeinen Prüfungstermins gewählt worden, 
weil mit der Feststellung von Ansprüchen in dem 
Verfahren Rechtswirkungen eintreten, deren spätere 
Rückgängigmachung für die Gläubiger Gefahren und 
Nachteile mit sich bringen kann. 

Zu § 5 

Nach Absatz 1 ist auf den Antrag auf Eröffnung des 
Verteilungsverfahrens zunächst die einzuzahlende 
Haftungssumme vom Verteilungsgericht festzuset- 
zen. Die Verselbständigung dieses Beschlusses, der 
mit dem Eröffnungsbeschluß verbunden werden 
kann (und verbunden werden soll, wenn die Haf- 
tungssumme zugleich mit dem Antrag auf Eröffnung 
des Verfahrens bereits eingezahlt worden ist [§ 7 
Abs. 4]), beruht auf der Erwägung, daß der Antrag- 
steller die Möglichkeit haben muß, eine ihm zu 
hoch erscheinende Festsetzung der Haftungssumme 
im Rechtsmittelzug nachprüfen zu lassen, bevor er 
die Haftungssumme einzahlt. 


Der Betrag, auf welchen das Gericht die Haftungs- 
summe festzusetzen hat, ergibt sich aus § 487 a 
Abs. 3 HGB in der Fassung des Seerechtsänderungs- 
gesetzes. Absatz 2 läßt abweichend von § 487 a 
Abs. 3 Satz 2 HGB zu, daß die Haftungssumme auch 
dann nur nach den für Unfälle mit bloßen Sach- 
schäden maßgebenden Sätzen berechnet wird, wenn 
aus dem Ereignis zwar auch Personenschäden ent- 
standen sind, für welche die Haftung beschränkt 
werden kann, wenn jedoch ein Anspruch auf Ersatz 
solcher Personenschäden nicht gegen den Antrag- 
steller, sondern nur gegen andere Schuldner geltend 
gemacht werden kann. Obwohl diese Bestimmung 
dem Wortlaut von Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe c des 
Übereinkommens von 1957 nicht entspricht, ist sie 
mit dem Sinn des Übereinkommens vereinbar und 
aus Billigkeitsgründen notwendig. Das Übereinkom- 
men und dementsprechend das Seerechtsänderungs- 
gesetz wollen es nicht zulassen, daß ein Schuldner, 
der auch für Ansprüche wegen Personenschäden 
haftet, seine Haftung nur für die Ansprüche aus 
Sachschäden durch Einzahlung eines Haftungsfonds 
nach den für diese geltenden niedrigeren Sätzen 
beschränkt. Dieser Gedanke, der dem Schutz der 
Gläubiger von Ansprüchen wegen Personenschäden 
dient, kann es aber nicht rechtfertigen, einem Schuld- 
ner schon dann die — mit einem Drittel der Haf- 
tungssumme für gemischte Schäden mögliche — 
Haftungsbeschränkung nur für Sachschäden zu ver- 
sagen, wenn nur ein anderer Schuldner aus dem- 
selben Ereignis für Personenschäden, die dem 
Übereinkommen unterfallen, haftet. Eine so weit- 
gehende Anwendung des Grundsatzes wäre ins- 
besondere deshalb unbillig, weil in den Kreis 
derjenigen Personen, deren Haftung durch das Ver- 
teilungsverfahren beschränkt werden kann, eine 
Reihe von Hilfspersonen des Reeders aufgenommen 
worden sind (vgl. § 487 Abs. 1 Satz 1 HGB in der 
Fassung des Seerechtsänderungsgesetzes) ; haftet nur 
eine dieser Personen auch für Personenschäden, so 
rechtfertigt dies nicht, auch dem Reeder als wirt- 
schaftlicher Hauptperson die Einleitung eines Ver- 
teilungsverfahrens lediglich für Sachschäden un- 
möglich zu machen. Die Bestimmung ist jedoch als 
Kann- Vorschrift ausgestaltet worden, um dem Ge- 
richt die Möglichkeit zu geben, hiervon keinen 
Gebrauch zu machen, wenn dies wirtschaftlich nicht 
gerechtfertigt erscheint. 

Absatz 3 eröffnet die Möglichkeit, im Beschluß über 
die Festsetzung der Haftungssumme eine bestimmte 
Sicherheit zuzulassen, deren Leistung an die Stelle 
der Einzahlung des im Festsetzungsbeschluß angege- 
benen Betrages der Haftungssumme tritt (Sätze 1 
bis 3). Die Schuldner sollen allerdings das Risiko 
eines späteren Wertverfalls der Sicherheit tragen; 
dies wird dadurch sichergestellt, daß das Gericht 
bei Verfall der Sicherheit Nachleistung der Haf- 
tungssumme insoweit anordnen (§ 6 Abs. 5) und im 
Falle der Nichteinzahlung des nachgeforderten Be- 
trages — mit der Folge des Wegfalls der Haftungs- 
beschränkung — das Verfahren einstellen muß (§ 17 
Abs. 1 Nr. 2). 

Die Zulassung von Sicherheiten anstelle der Ein- 
zahlung eines Geldbetrages ist durch das Überein- 
kommen von 1957 nur teilweise vorgeschrieben. 
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Artikel 5 Abs. 4 des Übereinkommens sieht vor, daß 
eine dem Haftungshöchstbetrag nach dem Überein- 
kommen entsprechende Sicherheit, die der Reeder 
bereits vor der Errichtung des Fonds für einen 
Anspruch, für welchen die Haftung beschränkt wer- 
den kann, geleistet hat, allen dem Übereinkommen 
unterliegenden Ansprüchen aus demselben Ereignis 
zur Verfügung steht. In diesem Sonderfall wird von 
dem Übereinkommen die Bestellung einer Sicherheit 
der Errichtung des Fonds durch Einzahlung gleich- 
gestellt. Es besteht jedoch ein wirtschaftliches Be- 
dürfnis dafür, außer in diesem Sonderfall allgemein 
die Leistung von Sicherheiten anstelle der Einzah- 
lung der Haftungssumme zuzulassen. Das Vertei- 
lungsverfahren wird oft längere Zeit in Anspruch 
nehmen; es wäre unwirtschaftlich, wenn für die Zeit 
der Verfahrensdauer ein Geldbetrag hinterlegt 
bleiben müßte. Als Sicherheit bietet sich vor allem 
die Bürgschaft von Versicherungsunternehmen oder 
Banken an. 

Absatz 3 Satz 4 sieht vor, daß das Gericht seine 
Entscheidung auf eine Beschwerde — abweichend 
von § 577 Abs. 3 ZPO — abändern kann; dies er- 
scheint zweckmäßig, um zu vermeiden, daß bei 
Geltendmachung neuer Gesichtspunkte für den Wert 
einer Sicherheit die Beschwerdeinstanz auch dann 
mit der Angelegenheit befaßt werden muß, wenn 
das Verteilungsgericht seine Entscheidung abändern 
möchte. 

Absatz 4 ermöglicht es dem Verteilungsgericht, 
Zwangsvollstreckungen gegen einen Schuldner, die 
kraft Gesetzes erst mit der Eröffnung des Vertei- 
lungsverfahrens unzulässig werden (§8 Abs. 3 Satz 1), 
bereits vor der Eröffnung des Verfahrens einstwei- 
len einzustellen. Eine Ermächtigung des Verteilungs- 
gerichts zu dieser Einstellung erscheint für die Fälle 
empfehlenswert, in welchen sich die Eröffnung des 
Verfahrens — etwa wegen Zweifels über die Be- 
rechnung der Haftungssumme — ungewöhnlich ver- 
zögert. 

Absatz 5 trägt dem Fall Rechnung, daß nach Eröff- 
nung des Verfahrens die Haftungssumme auf Grund 
einer Erinnerung des Gläubigers erhöht wird. Das 
Gericht muß für die Nachzahlung eine Frist setzen, 
nach deren fruchtlosem Ablauf das Verfahren — 
unter Wegfall der Haftungsbeschränkung — ein- 
gestellt wird (§ 17 Abs. 1 Nr. 1). 

Zu § 6 

Die Vorschrift befaßt sich mit der Einzahlung der 
Haftungssumme und der Bestellung von Sicher- 
heiten. 

Absatz 1 erklärt auf Geldzahlungen § 7 Abs. 1, § 3 
der Hinterlegungsordnung für anwendbar. Danach 
gehen die Zahlungsmittel in das Eigentum des 
Landes über und sind nach § 8 der Hinterlegungs- 
ordnung zu verzinsen. Nicht in Bezug genommen 
werden die Vorschriften über die Hinterlegung aus- 
ländischer Zahlungsmittel (§ 7 Abs. 2) sowie von 
Urkunden und Kostbarkeiten (§ 9), weil insoweit § 6 
Abs. 2 angewendet werden soll. 

Absatz 2 enthält nähere Vorschriften darüber, in 
welcher Weise eine nach § 5 Abs. 3 zugelassene 


Sicherheit bestellt wird. Da der Festsetzungsbeschluß 
dem Antragsteller nicht die Verpflichtung zur Ein- 
zahlung der Haftungssumme auferlegt, ihm vielmehr 
nur die Möglichkeit zu ihrer Einzahlung zum Zwecke 
der Eröffnung des Verteilungsverfahrens einräumt, 
hat der Schuldner zunächst einen Anspruch der Ge- 
richtskassc gegen ihn auf Zahlung des Betrags zu 
begründen, den die Sicherheit ersetzen soll. Für 
diesen Anspruch ist sodann die Sicherheit zu be- 
stellen. 

Der Entwurf wählt die Rechtskonstruktion, daß 
Gläubiger des zu sichernden Anspruchs die Gerichts- 
kasse, also der Justizfiskus ist. Er sieht davon ab, 
diese Rechte in der Person des Sachwalters be- 
gründen zu lassen, obwohl — nach dem Vorbild 
des Konkursrechts — ein Sachwalter zu bestellen 
ist (§ 9). Im Gegensatz zum Konkursrecht ist die 
zu verteilende Masse regelmäßig beim Gericht ver- 
fügbar; sow T eit die Einzahlung durch Sicherheits- 
leistung ersetzt wird, soll das Gericht nur solche 
Sicherheiten zulassen, die voraussichtlich mühelos 
verwertet werden können. Da allerdings das Gericht 
Verwertungsakte nicht selbst vornehmen kann, be- 
darf es insoweit der Vertretung des Justizfiskus 
durch den Sachwalter. 

Absatz 3 ergänzt die Regelung des § 5 Abs. 3, indem 
es den Gläubiger eines Anspruchs, für welchen die 
Haftung durch das beantragte Verteilungsverfahren 
beschränkt werden kann, verpflichtet, eine für diesen 
Anspruch bestehende Sicherheit zur Aufbringung 
der Haftungssumme zur Verfügung zu stellen. Diese 
Regelung dient zum Teil der Ausführung von Ar- 
tikel 5 Abs. 4 des Übereinkommens von 1957, wo- 
nach der Gläubiger jedes aus dem Ereignis entstan- 
denen Anspruchs, für den die Haftung beschränkt 
werden kann, die Beteiligung aller anderen Gläubi- 
ger an der Verwertung der Sicherheit dulden muß. 
Sie geht allerdings über den Anwendungsbereich 
von Artikel 5 Abs. 4 des Übereinkommens hinaus, 
weil dies rechtspolitisch unbedenklich und im Inter- 
esse der Einfachheit der Regelung wünschenswert 
erscheint. Da die Sicherheit im Verlauf des Verfah- 
rens ohnehin erlöschen würde ( §§ 20, 22), werden 
Interessen des Gläubigers nicht verletzt. Der Entwurf 
stellt durch § 20 Abs. 3, 4 sicher, daß die Rechte des 
Gläubigers im Fall einer späteren Einstellung des 
Verfahrens gewahrt werden; der Gläubiger wird 
dann ebenso behandelt, als hätte er sein Sicherungs- 
recht im Verlauf des Verfahrens verloren. 

Die Vorschrift findet Anwendung auf alle Sicherungs- 
rechte. Voraussetzung ist jedoch, daß das Gericht 
im Beschluß über die Festsetzung der Haftungs- 
summe die Leistung der bestimmten Sicherheit aus- 
drücklich zugelassen hat; solange noch nicht fest- 
steht, ob das Gericht die Sicherheit als ausreichend 
ansieht, erscheint es nicht gerechtfertigt, den Gläu- 
biger bereits zur Aufgabe der Sicherheit zu verpflich- 
ten. Über Streitigkeiten zwischen dem Schuldner 
und dem Gläubiger über die Beschränkbarkeit der 
Haftung soll nicht das Verteilungsgericht entschei- 
den; diese sind vielmehr im Zivilprozeß auszutragen- 

Für die Eröffnung des Verteilungsverfahrens steht 
nach Absatz 4 die Sicherheit der Einzahlung des 
entsprechenden Betrags der Haftungssumme gleich. 
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Wird die Sicherheit jedoch später unzureichend, so 
hat das Gericht unter Fristsetzung ihre Ergänzung 
anzuordnen (Absatz 5). 

Absatz 6 enthält das Gegenstück zu § 5 Abs. 5. 
Ein vom Schuldner zuviel eingezahlter Betrag soll 
diesem vor der endgültigen Verteilung zurückgezahlt 
werden. 

Zu § 7 

Nach Einzahlung der festgesetzten Haftungssumme 
oder nach Bestellung der in dem Beschluß über die 
Festsetzung der Haftungssumme zugelassenen Sicher- 
heit hat das Verteilungsgericht den Beschluß über 
die Eröffnung des Verteilungsverfahrens zu erlassen 
(Absatz 1), mit welchem nach § 487 a Abs. 1 Satz 2 
HGB in der Fassung des Seerechtsänderungsgesetzes 
die materiell-rechtlichen Wirkungen der Haftungs- 
beschränkung eintreten. 

Der Entwurf macht die Eröffnung des Verteilungs- 
verfahrens nicht davon abhängig, daß der Beschluß 
über die Festsetzung der Haftungssumme bereits 
rechtskräftig geworden ist (vgl. § 5 Abs. 5, § 6 Abs. 6, 
§ 12 Abs. 1 und § 17 Abs. 1). Angesichts dessen, daß 
der Streit über die Höhe der Haftungssumme oder 
die Zulassung von Sicherheiten einige Zeit in An- 
spruch nehmen kann, erscheint es notwendig, dem 
Antragsteller die Möglichkeit zu geben, unter gleich- 
zeitiger Weiterverfolgung des Antrags auf Herab- 
setzung der Haftungssumme (§12 Abs. 2 Satz 2, 3) 
die vom Verteilungsgericht zunächst festgesetzte 
Haftungssumme einzuzahlen, um zu verhindern, daß 
er weiterhin persönlich in Anspruch genommen 
wird. 

Absatz 2 schreibt den wesentlichen Inhalt des Eröff- 
nungsbeschlusses vor. Nummern 1 bis 3 entsprechen 
§ 4 Abs. 1 Nrn. 4, 1 und 2. Nach Nummer 4 soll der 
Hinweis darauf, daß die Haftungssumme eingezahlt 
ist, in den Eröffnungsbeschluß aufgenommen wer- 
den, um dem Leser der Bekanntmachung nach § 11 
Abs. 1 den Stand des Verfahrens deutlich zu machen. 
Im Interesse der Gläubiger liegt ebenfalls die An- 
gabe von Art und Umfang der geleisteten Sicher- 
heiten. Dieser Angabe bedarf es, obwohl nach § 11 
Abs. 1 neben dem wesentlichen Inhalt des Eröff- 
nungsbeschlusses auch der wesentliche Inhalt des 
Beschlusses über die Festsetzung der Haftungs- 
summe bekanntgemacht wird; während der Fest- 
setzungsbeschluß nur die Entscheidung wiedergibt, 
wonach dem Schuldner die Leistung einer Sicherheit 
nachgelassen wird, enthält die Feststellung im Er- 
öffnungsbeschluß die Mitteilung darüber, daß und 
in welchem Umfang von dieser Befugnis tatsächlich 
Gebrauch gemacht worden ist. Die Kenntnis hiervon 
ist für einen Gläubiger von Bedeutung, der die 
Zulassung einer bestimmten Sicherheit durch den 
Festsetzungsbeschluß für ungerechtfertigt hält. 
Nummer 5 entspricht § 108 KO. 

Ein nur wegen Sachschäden eröffnetes Verfahren 
(Absatz 3) führt zunächst nur zur Haftungsbeschrän- 
kung für diese. Werden später Personenschäden 
geltend gemacht, so wird das Verfahren nach § 16 
auf diese ausgedehnt; zur Ermittlung der Personen- 
schäden von Amts wegen wird die öffentliche Auf- 
forderung auf diese erstreckt (§ 10 Abs. 3). 


Die ausdrückliche Klarstellung, daß Eröffnungsbe- 
schluß und Beschluß über die Festsetzung der Haf- 
tungssumme verbunden werden können (Absatz 4), 
erscheint im Hinblick auf die besondere Bedeutung 
dieser Möglichkeit für Eilfälle angebracht. 

Absatz 5 räumt allen Schuldnern von Ansprüchen, 
für welche die Haftung durch die Eröffnung des 
Verteilungsverfahrens beschränkt worden ist, einen 
Anspruch auf eine Ausfertigung des Eröffnungsbe- 
schlusses ein, um ihnen den Nachweis der Haftungs- 
beschränkung zu ermöglichen. 

Zu § 8 

Die Vorschrift enthält die wesentlichen Wirkungen 
der Eröffnung des Verteilungsverfahrens und er- 
gänzt damit die materiell-rechtliche Vorschrift des 
§ 487 a Abs. 1 HGB in der Fassung des Seerechts- 
änderungsgesetzes. 

In Absatz 1 legt der Entwurf zunächst fest, welche 
Gläubiger mit ihren Ansprüchen an dem Verfahren 
teilnehmen und diese deshalb nach Eröffnung des 
Verteilungsverfahrens nicht mehr außerhalb des 
Verfahrens verfolgen können. An dem Verteilungs- 
verfahren nehmen alle Ansprüche teil, für welche 
durch die Eröffnung des Verfahrens die Haftungs- 
beschränkung bewirkt worden ist. Ob diese Voraus- 
setzung vorliegt, hat nicht das Verteilungsgericht, 
sondern das Prozeßgericht zu entscheiden. 

Absatz 2 enthält die der Regelung des § 240 ZPO für 
die Konkurseröffnung nachgebildete Vorschrift, wo- 
nach Zivilprozesse wegen der an dem Verfahren 
teilnehmenden Ansprüche für die Dauer des Ver- 
fahrens kraft Gesetzes unterbrochen werden. 

Absatz 3 Satz 1 erklärt Zwangsvollstreckungen wäh- 
rend der Dauer des Verteilungsverfahrens ent- 
sprechend § 14 KO und § 47 VerglO für unzulässig. 
Da die Beurteilung der Voraussetzungen für die 
Teilnahme eines Anspruchs an dem Verteilungsver- 
fahren jedoch tatsächliche und rechtliche Schwierig- 
keiten beinhalten kann, überläßt der Entwurf die 
Entscheidung über die Unzulässigkeit der Zwangs- 
vollstreckung nicht dem Vollstreckungsgericht. Nach 
dem Vorbild der Vollstreckungsgegenklage des 
§ 767 ZPO sieht vielmehr Satz 2 vor, daß die Unzu- 
lässigkeit im Wege der Klage bei dem erstinstanz- 
lichen Prozeßgericht geltend zu machen ist. In An- 
lehnung an § 769 ZPO soll dieses Gericht — und in 
Eilfällen das Vollstreckungsgericht — die Zwangs- 
vollstreckung einstweilen einstellen können (Sätze 3 
bis 5). 

Absatz 4 Satz 1 gestattet über die Einstellung der 
Zwangsvollstreckung nach Absatz 3 Satz 3 hinaus 
die Aufhebung von Vollstreckungsmaßnahmen ge- 
gen Sicherheitsleistung. Dies erscheint unbedenk- 
lich, weil das Vollstreckungspfandrecht nach §§ 20, 
21 im weiteren Verlauf des Verfahrens erlischt; 
für den Fall einer Einstellung des Verfahrens steht 
die vom Schuldner zu leistende Sicherheit zur Ver- 
fügung. Der Entwurf trägt deshalb dem Interesse 
des Schuldners an einer früheren Wiedererlangung 
der vollen Verfügungsgewalt Rechnung. Satz 2 ent- 
hält die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen 
Vollstreckungs- und Prozeßgericht für diese Ent- 
scheidung. 
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Absatz 5 stellt klar, daß die Haftungssumme nach 
Eröffnung des Verteilungsverfahrens rechtliche 
Selbständigkeit genießt, so daß ein später über 
das Schuldnervermögen eröffnetes Konkursverfah- 
ren das Verteilungsverfahren nicht berührt. Die 
Formulierung berücksichtigt, daß ein etwaiger Rück- 
zahlungsanspruch des Schuldners (vgl. § 17 Abs. 3 
Satzl, §23 Abs. 4) in die Konkursmasse fällt. 

Absatz 6 Satz 1 schließt die Aufrechnung mit einem 
am Verfahren teilnehmenden Anspruch gegen An- 
sprüche des Schuldners aus, weil der Schuldner 
nach der Eröffnung des Verteilungsverfahrens nur 
noch mit der eingezahlten Haftungssumme, nicht 
mehr mit seinem sonstigen Vermögen einschließ- 
lich seiner Forderungen haften soll. Eine Zulassung 
der Aufrechnungserklärung in den Fällen, in denen 
die Aufrechnungslage schon vor der Eröffnung des 
Verteilungsverfahrens bestand, würde zudem will- 
kürlich solche Gläubiger begünstigen, die gegen- 
über dem Schuldner Verbindlichkeiten haben. Das 
Aufrechnungsverbot gilt bei einem teilweise am 
Verfahren teilnehmenden Anspruch nur für den 
Teil des Anspruchs, für den die Haftung beschränkt 
ist. 

Absatz 6 Satz 2 legt dem Gläubiger eines Anspruchs, 
für welchen die Haftung beschränkt werden kann, 
die schuldrechtliche Verpflichtung auf, nach Eröff- 
nung des Verfahrens eine Sicherheit nicht mehr zu 
verwerten. Die Vorschrift ist neben den Absätzen 2 
und 3 erforderlich, weil diese nur eine Verwertung 
unter Mitwirkung des Gerichts hindern. 

Zu § 9 

Die Vorschrift verpflichtet das Gericht, einen Sach- 
walter zu bestellen. Dieser hat stets die in Ab- 
satz 2 Satz 1 aufgeführten Aufgaben; er kann 
darüber hinaus mit der Verwaltung von Sicherheiten 
betraut werden. 

Der Bestellung eines Sachwalters bedarf es nach 
Absatz 1 Satz 1 stets, da in dem Verfahren eine 
Reihe von Aufgaben wahrzunehmen sind, die dem 
Gericht nicht übertragen werden können, nament- 
lich die Verwertung von Sicherheiten (§ 26 Abs. 1 
Satz 3). Daneben soll der Sachwalter die Gläubiger 
in der Wahrnehmung ihrer Interessen unterstützen. 

Die Bezeichnung „Sachwalter" ist abweichend von 
der Konkursordnung gewählt worden, weil der 
Sachwalter nach dem Entwurf einen weniger um- 
fassenden Aufgabenbereich als der Konkursver- 
walter hat, dem auch die Verwaltung der gesamten 
Masse obliegt. Der Ausdruck „Sachwalter" findet 
sich auch in § 91 ff. VerglO. 

Absatz 1 Satz 2 nimmt wegen der Sicherheitslei- 
stung durch den Sachwalter und wegen der Bestal- 
lung Bezug auf die entsprechenden Vorschriften der 
Konkursordnung für den Konkursverwalter. 

Absatz 2 Satz 1 umschreibt die gesetzlichen Aufga- 
ben des Sachwalters. 

Nach Nummer 1 soll er die angemeldeten Ansprüche 
auf ihre Teilnahmeberechtigung überprüfen und, 
falls ihm dies notwendig erscheint, Widerspruch 
erheben und Rechtsstreitigkeiten über den Wider- 
spruch führen. Der Sachwalter handelt dabei in der 


gleichen Rechtspositicn wie der Konkursverwalter; 
seine Einschaltung ist auch im Verteilungsverfah- 
ren zweckmäßig, weil der einzelne Gläubiger oft 
nicht hinreichend in der Lage sein wird, die kon- 
kurrierenden Ansprüche zu beurteilen. 

Der Sachwalter hat ferner Sicherheiten zu verwer- 
ten, da das Gericht die Verwertungshandlungen 
nicht selbst vornehmen kann (Nummer 2). Hierzu 
ist auch die Rückübertragung von Sicherheiten im 
Falle der Einstellung des Verfahrens zu rechnen 
(§ 17 Abs. 3 Satz 1), sofern sie ausnahmsweise er- 
forderlich wird. 

Zu den gesetzlichen Aufgaben des Sachwalters ge- 
hört schließlich die Beitreibung von Kosten, die 
sich aus der Verwaltung ergeben (Nummer 3). 

Eine Verwaltung von Sicherheiten ist in dem Ver- 
teilungsverfahren nur ausnahmsweise notwendig. 
Läßt das Gericht Sicherheiten zu, die einer Verwal- 
tung bedürfen, so gibt ihm Absatz 2 Satz 2 die 
Möglichkeit, den Sachwalter auch mit dieser Auf- 
gabe zu betrauen. 

Nach Absatz 3 sind Verbindlichkeiten, die der Sach- 
walter im Rahmen seiner Befugnisse begründet, aus 
der Haftungssumme zu erfüllen; dies ist namentlich 
von Bedeutung für die Kosten der von ihm geführ- 
ten Widerspruchsprozesse. Da eine Vollstreckung 
in die Haftungssumme nicht möglich ist, muß der 
Weg über die Anordnung des Verteilungsgerichts 
auch dann beschritten werden, wenn für den An- 
spruch ein vollstreckbarer Titel vorliegt. 

Wie der Konkursverwalter ist auch der Sachwalter 
allen Beteiligten für die Erfüllung seiner Pflichten 
verantwortlich; dies ist in Absatz 4 entsprechend 
§ 82 KO ausdrücklich klargestellt. 

Das Gericht beaufsichtigt den Sachwalter bei seiner 
Tätigkeit. Gibt diese zu Beanstandungen Anlaß, so 
kann das Gericht Ordnungsstrafen gegen den Sach- 
walter festsetzen oder ihn entlassen (Absatz 5); das 
entspricht §§ 83, 84 KO. 

Absatz 6 enthält Vorschriften über die Vergütung 
und die Auslagen des Sachwalters. Die Sätze 1 
und 3 entsprechen § 43 VerglO. Satz 2 gewährt dem 
Sachwalter einen Vorschuß auf die Auslagen, dessen 
der Sachwalter für die Kosten der allgemeinen Ver- 
waltung oder für die Prozeßkosten bedürfen kann. 

Die Vorschriften über die Schlußrechnung (Absatz 7) 
entsprechen der Konkursordnung (§ 86 KO). 

Zu § 10 

Um die Ansprüche, die nach § 8 Abs. 1 an dem Ver- 
fahren teilnehmen, zu ermitteln, hat das Gericht 
eine öffentliche Aufforderung zu erlassen (Absatz 1 
Satz 1). Dabei ist nach Absatz 1 Satz 2 eine Frist zur 
Anmeldung der Ansprüche festzusetzen, die wenig- 
stens zwei Monate betragen soll, um die Anmeldung 
auch der Ansprüche ausländischer Gläubiger zu er- 
möglichen; das Gericht hat die Möglichkeit, eine 
längere Frist vorzuschreiben, wenn auf Grund be- 
sonderer Umstände anzunehmen ist, daß die Gläubi- 
ger innerhalb von zwei Monaten ihre Ansprüche 
nicht anmelden können. 

Absatz 1 Satz 3 entspricht § 138 Satz 2 KO. 
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Absatz 2 legt den Inhalt des Aufgebots erschöpfend 
fest. Dieses enthält zunächst die Aufforderung an 
alle Gläubiger, die der Haftungsbeschränkung unter- 
liegenden Ansprüche anzumelden (Nummer 1). Der 
Entwurf verlangt eine Anmeldung auch insoweit, 
als die Ansprüche dem Gericht bereits — etwa durch 
Angabe des Antragstellers nach § 4 Abs. 1 Nr. 5 — 
bekannt sind, weil die Teilnahme an dem Verfah- 
ren von einer Willensentscheidung des Gläubigers, 
dem sie Kosten verursachen kann, abhängig gemacht 
werden soll. Nummer 2 schreibt vor, daß das Gericht 
in die öffentliche Aufforderung den Hinweis auf die 
Rechtsnachteile aufzunehmen hat, die dem Gläubi- 
ger im Falle der Nichtanmeldung drohen. 

Da das Verfahren nicht nur für den antragstellenden 
Schuldner, sondern für alle Schuldner, welche aus 
dem gleichen Ereignis beschränkbar haften, Wir- 
kungen entfaltet, dient die öffentliche Aufforderung 
stets auch der Feststellung der Schuldner, deren 
Verbindlichkeiten durch das Verfahren berührt wer- 
den (Nummer 3). Auch die Schuldner sind nach Num- 
mer 4 in der öffentlichen Aufforderung auf die Wir- 
kungen des Verfahrens ihnen gegenüber hinzu wei- 
sen. 

Ist das Verfahren nur wegen Sachschäden eröffnet 
worden, so dient die Öffentliche Aufforderung nach 
Absatz 3 auch der Ermittlung von Ansprüchen we- 
gen Personenschäden, für welche die Haftung durch 
dasselbe Verfahren beschränkt werden kann. Die 
Formulierung der Vorschrift bringt zum Ausdruck, 
daß die Veröffentlichung insoweit erkennen lassen 
muß, daß die Eröffnung des Verteilungsverfahrens 
in dem bisherigen Umfang rechtliche Wirkungen 
für diese Ansprüche noch nicht herbeigeiührt hat. 

Zu § 11 

Die Vorschrift enthält die notwendigen Bestimmun- 
gen über die Art und Weise der öffentlichen Be- 
kanntmachung zum Zwecke der Ermittlung von 
Gläubigern und Schuldnern der am Verfahren teil- 
nehmenden Ansprüche. 

Nach Absatz 1 Satz 1 sind neben der zur Bekannt- 
machung bestimmten Aufforderung nach § 10 auch 
der wesentliche Inhalt der Beschlüsse über die Fest- 
setzung der Haftungssumme und über die Eröffnung 
des Verteilungsverfahrens öffentlich bekanntzu- 
machen. Obgleich die Veröffentlichung der Be- 
schlüsse die Rechtsmittelfrist in Lauf setzt (§ 12 
Abs. 3, 4), sieht der Entwurf aus praktischen Grün- 
den von der Veröffentlichung des vollen Wortlauts 
ab; die von dem Verfahren Betroffenen können den 
Beschluß beim Gericht einsehen. 

Bekanntzumachen ist vom Gericht ferner zugleich 
mit den Beschlüssen und der öffentlichen Aufforde- 
rung auch der allgemeine Prüfungstermin. Dadurch 
soll eine mehrfache öffentliche Bekanntmachung in- 
soweit erspart werden. Die besonderen Prüfungs- 
termine, die in diesem Verfahrensabschnitt noch 
nicht feststehen, bedürfen allerdings gesonderter 
öffentlicher Bekanntmachung (Absatz 1 Satz 2). 
Schließlich sind die Personalien des Sachwalters 
bekanntzumachen, weil es sich für die von dem Ver- 
fahren Betroffenen empfehlen kann, mit dem Sach- 
walter Fühlung aufzunehmen. 


Absatz 2 enthält die Bestimmungen darüber, wo die 
Bekanntmachung zu erfolgen hat. Die Sätze 1 und 2 
sind an § 76 Abs. 1 KO angeglichen. Satz 3 trägt der 
Eigenart des vorliegenden Verfahrens Rechnung, an 
welchem oft in erheblichem Umfange Ausländer als 
Gläubiger und Schuldner beteiligt sein werden. 

Wie nach § 76 Abs. 3 KO gilt nach Absatz 3 die 
öffentliche Bekanntmachung als Zustellung an alle 
Beteiligten. Dadurch wird ein einheitlicher Lauf der 
Rechtsmittelfrist gewährleistet. Demgegenüber ist 
die in Absatz 4 vorgeschriebene Mitteilung des In- 
halts der Bekanntmachung an die dem Gericht be- 
kannten Gläubiger und Schuldner keine förmliche 
Zustellung; sie soll die Wirkung der Bekannt- 
machung lediglich verbessern. Dabei ist der volle 
Wortlaut der Beschlüsse mitzuteilen, weil der Ge- 
sichtspunkt der Kostenersparnis der bei der öffent- 
lichen Bekanntmachung die Beschränkung auf den 
wesentlichen Inhalt gebietet, hier nicht eingreift. 

Zu § 12 

Die Vorschrift behandelt die Rechtsbehelfe gegen 
die Beschlüsse über die Festsetzung der Haftungs- 
summe und über die Eröffnung des Verteilungsver- 
fahrens, die den am Verfahren beteiligten Gläubi- 
gern und Schuldnern zur Verfügung stehen. Sie ent- 
hält eine Ausnahme von § 3 Abs. 2. 

Die Absätze 1 bis 3 beschäftigen sich mit der An- 
fechtung des Beschlusses über die Festsetzung der 
Haftungssumme. Nach Absatz 1 soll eine Beschwerde 
gegen den Beschluß über die Festsetzung der Haf- 
tungssumme nur dem Antragsteller und diesem nur 
bis zur Eröffnung des Verteilungsverfahrens zu- 
stehen. Den anderen am Verfahren beteiligten 
Gläubigern und Schuldnern braucht vor der Eröff- 
nung des Verfahrens ein Rechtsmittel gegen den 
Festsetzungsbeschluß nicht gewährt zu werden, weil 
dieser allein noch keine Außen Wirkungen hat. Der 
Antragsteller dagegen soll das Recht zu einer 
selbständigen Anfechtung des Festsefzungsbeschlus- 
ses — unabhängig von den nach Absatz 3 zu ver- 
bindenden Rechtsmitteln aller Gläubiger und Schuld- 
ner — nur haben, solange das Verfahren nicht er- 
öffnet ist; nach diesem Zeitpunkt wird seine Anfech- 
tung gemeinsam mit den Rechtsmitteln der anderen 
Verfahrensbeteiligten behandelt. 

Absatz 2 gewährt allen Gläubigern und Schuldnern, 
die an dem Verfahren beteiligt sind, gegen den 
Beschluß über die Festsetzung der Haftungssumme 
den Rechtsbehelf der Erinnerung, sobald der Be- 
schluß durch die Eröffnung des Verfahrens ihnen 
gegenüber Wirkungen entfaltet. Dieser Rechtsbehelf 
ist vom Entwurf gewählt worden, um den Verfah- 
rensbeteiligten die Nachprüfung ihrer Einwendun- 
gen durch alle Instanzen zu ermöglichen, weil sie 
vor der Festsetzung der Haftungssumme und vor 
der Eröffnung des Verfahrens nicht gehört werden 
und im Hinblick darauf, daß sie dem Gericht bis zum 
Ablauf der Anmeldefrist nicht bekannt sind, nicht 
gehört werden können. Das Rechtsmittel der Erinne- 
rung nach Absatz 2 Satz 1 steht grundsätzlich auch 
dem Antragsteller zu; insoweit enthalten die Sätze 2 
und 3 jedoch Einschränkungen, die dadurch begrün- 
det sind, daß der Antragsteller bereits vor der 
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Eröffnung des Verfahrens die Möglichkeit einer An- 
fechtung des Beschlusses über die Festsetzung der 
Haftungssumme hatte (Absatz 1 Satz 1). 

Die Frist für die Erinnerung ist nach Absatz 3 Satz 1 
mit der Anmeldefrist gekoppelt. Obgleich diese von 
der richterlichen Festsetzung in der ollentlichen 
Aufforderung abhängt und wenigstens zwei Monate 
betragen soll (§ 10 Abs. 1 Satz 2), soll sie nach dem 
Entwurf auch für den Rechtsbehelf maßgebend sein, 
weil erst nach Ablauf der Anmeldefrist der Perso- 
nenkreis, welcher an der Anfechtung des Fest- 
setzungsbeschlusses und des Eröffnungsbeschlusses 
ein rechtliches Interesse hat, feststeht. Es erscheint 
nicht angängig, einem Gläubiger oder Schuldner, 
der sich innerhalb der in der gerichtlichen Aufforde- 
rung festgesetzten Frist meldet, die Anfechtung 
eines für das Verfahren grundlegenden Beschlusses 
zu verwehren. Darüber hinaus muß ihm eine ange- 
messene Zeit nach Ablauf der Anmeldefrist verblei- 
ben, innerhalb deren er sich entscheiden kann, ob 
er Erinnerung gegen den Beschluß über die Fest- 
setzung der Haftungssumme einlegen will. 

Der durch die Regelung bewirkte einheitliche Lauf 
der Frist für die Einlegung des Rechtsbehelfs gegen- 
über allen Verfahrensbeteiligten ermöglicht es, die 
Entscheidung gegenüber den Rechtsbehelfen einheit- 
lich und unter Gewährung rechtlichen Gehörs an 
alle Beteiligten vorzunehmen (Absatz 3 Satz 2). 

Für die Anfechtung des Beschlusses über die Eröff- 
nung des Verteilungsverfahrens gilt Entsprechendes 
wie für die Anfechtung des Beschlusses über die 
Festsetzung der Haftungssumme (Absatz 4). Einer 
sinngemäßen Anwendung der Absätze 1 und 2 be- 
darf es nicht, weil der Antragsteller gegen den Be- 
schluß über die Eröffnung des Verteilungsverfahrens 
niemals ein Rechtsmittel oder einen Rechtsbehelf 
einlegen kann; er ist durch diesen Beschluß nicht 
beschwert. 

Nach Absatz 5 kann die Erinnerung gegen den Be- 
schluß über die Festsetzung der Haftungssumme 
und über die Eröffnung des Verteilungsverfahrens 
nicht darauf gestützt werden, daß der Gesamtbetrag 
der aus dem Ereignis entstandenen Ansprüche die 
Höhe des Betrages der gesetzlichen Haftungs- 
beschränkung nicht erreicht. Diese Verfahrensvor- 
aussetzung ist in § 1 Satz 2 lediglich im Interesse 
der Vermeidung von Verteilungsverfahren aufge- 
stellt worden, die offensichtlich materiell-rechtlich 
keine Wirkungen haben würden. Die Prozeßökono- 
mie erfordert es jedoch, ein einmal eröffnetes Ver- 
fahren nicht mehr mit Streitigkeiten über diese Vor- 
aussetzung zu belasten. 

Da die Aufschiebung der Entscheidung des Vertei- 
lungsgerichts über Rechtsbehelfe der Gläubiger nach 
Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 im Hinblick auf die in § 8 
Abs. 2, 3, 6 angeordneten Verfahrenswirkungen eine 
Härte darstellen kann, gestattet Absatz 6 dem Ge- 
richt, Vollstreckungsmaßnahmen der beschwerde- 
führenden Gläubiger bis zu deren Sicherstellung 
zuzulassen. Voraussetzung ist, daß dem Gläubiger 
ein schwer zu ersetzender Nachteil droht; dies wird 
regelmäßig der Fall sein, wenn die Erinnerung des 
Gläubigers mit einiger Wahrscheinlichkeit Erfolg 


verspricht und wenn zu befürchten ist, daß der 
Schuldner nach einer späteren Aufhebung des Eröff- 
nungsbeschlusses kein der Vollstreckung zugäng- 
liches Vermögen im Inland mehr besitzt. 

Dritter Abschnitt 

Feststellung der am Verfahren teilnehmenden 
Ansprüche. Erlöschen von Sicherungsrechten 

Zu § 13 

Absatz 1 regelt Inhalt und Form der Anmeldung. 
Die Vorschrift hat ihr Vorbild in § 139 KO. 

Nach Absatz 2 Satz 1 sind ebenfalls entsprechend 
dem Konkursrecht (§ 140 Abs. 2 KO) die angemelde- 
ten Ansprüche in eine Tabelle einzutragen. Diese 
soll auf der Geschäftsstelle des Gerichts während 
der Dauer des Verfahrens ebenso wie die Anmel- 
dungen zur Einsichtnahme durch alle Beteiligten aus- 
liegen (Absatz 2 Satz 3). Absatz 2 Satz 2 stellt we- 
gen der besonderen Bedeutung dieses Falles für 
das Verteilungsverfahren klar, daß Ansprüche, für 
die mehrere Schuldner gesamtschuldnerisch haften, 
in der Tabelle besonders zu kennzeichnen sind. 

Absatz 3 behandelt die Rücknahme einer Anmel- 
dung. Entsprechend dem Konkursrecht, wo die Rück- 
nahme der Anmeldung allerdings gesetzlich nicht 
geregelt ist, soll nach dem Entwurf die Rücknahme 
nur bis zur Feststellung des Anspruchs im Vertei- 
lungsverfahren möglich sein. Der Entwurf stellt 
diese Rechtslage klar, weil die Beschränkung des 
Rücknahmerechts im Hinblick auf die Regelung des 
§ 24 besondere Bedeutung hat; der Gläubiger soll 
sich den Wirkungen dieser Bestimmung nicht durch 
eine Rücknahme der Anmeldung entziehen können, 
die insbesondere bei Feststellung der gesamtschuld- 
nerischen Haftung mehrerer Schuldner in seinem 
Interesse liegen könnte, 

Zu § 14 

Nach Absatz 1 Satz 1 sind alle Ansprüche, ebenso 
wie im Konkursverfahren, mit ihrem Wert in Geld 
anzumelden. Maßgebend soll der Zeitpunkt der Er- 
öffnung des Verfahrens sein, in welchem die Ver- 
fahrenswirkungen eingetreten sind. Absatz 1 Satz 2 
und Absatz 4 enthalten Bewertungsvorschriften, die 
§ 65 Abs. 1, § 69 KO entsprechen. Eine Sonderrege- 
lung für bedingte Forderungen, wie sie im Konkurs- 
recht besteht, ist im Entwurf nicht enthalten, weil 
solche Ansprüche im Verteilungsverfahren keine 
große Rolle spielen werden und deshalb nach der 
allgemeinen Bestimmung des Absatzes 1 Satz 2 
behandelt werden können. Eine Sonderregelung 
fehlt auch für Ansprüche auf Schadensrenten. Auch 
diese Ansprüche sind nach Absatz 1 Satz 2 mit ihrem 
Schätzwert anzumelden; der Entwurf verzichtet auf 
eine Festlegung des bei der Schätzung anzuwenden- 
den Verfahrens, um die Beurteilung des Einzelfalls 
dem Verteilungsgericht zu überlassen. 

Nach Absatz 2 sind Zinsen für die angemeldeten 
Ansprüche nur für die Zeit bis zur Eröffnung des 
Verteilungsverfahrens zu berücksichtigen. Obgleich 
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materiell-rechtlich auch für weitergehende Zins- 
ansprüche eine Beschränkung der Haftung eintritt, 
übernimmt der Entwurf im Interesse der Verein- 
fachung des Verfahrens dieses Prinzip aus § 63 Nr. 1 
KO. Der dadurch eintretende Nachteil trifft die 
Gläubiger im wesentlichen gleichmäßig. 

Auch die Kosten, die den Gläubigern durch ihre 
Teilnahme an dem Verfahren entstehen, sollen 
entsprechend dem Vorbild des § 63 Nr. 2 KO nicht 
geltend gemacht werden können (Absatz 3). Wie 
bei den Zinsen wird auch bei den Kosten davon aus- 
gegangen, daß die Regelung, die im praktischen 
Interesse der Vereinfachung liegt, die Gläubiger 
im wesentlichen gleichmäßig benachteiligt. Wird das 
Verfahren eingestellt, so steht die Vorschrift der 
Geltendmachung der Kosten in den wieder zulässi- 
gen Einzelverfahren nicht entgegen. 

Absatz 5 trägt einem Sonderfall Rechnung, mit dem 
das Verteilungsverfahren angesichts dessen zu rech- 
nen hat, daß es sich bei den angemeldeten Ansprü- 
chen regelmäßig um Schadensersatzansprüche aus 
Unfällen handeln wird. Stehen die finanziellen Aus- 
wirkungen eines Unfalls im Zeitpunkt der Eröffnung 
des Verfahrens noch nicht fest, so kann eine Schät- 
zung des Betrages — mit unabänderlicher Wirkung 
zu Ungunsten und zu Gunsten des Gläubigers — 
nach Absatz 1 Satz 2 unbillig sein. Der Entwurf er- 
öffnet deshalb in Ausnahmefällen, in denen auch 
für eine Schätzung des Betrages des Anspruchs noch 
jeder Anhaltspunkt fehlt, die Möglichkeit, den An- 
spruch nur dem Grunde nach anzumelden. Dadurch 
soll die Möglichkeit eröffnet werden, den Anspruch 
im Prüfungsverfahren zunächst nur dem Grunde 
nach festzustellen (§ 19 Abs. 4) und einen voraus- 
sichtlich auf ihn entfallenden Betrag von der Vertei- 
lung zurückzubehalten. Um dem Verteilungsgericht 
die Zurückbehaltung des Betrages von der Vertei- 
lung zu ermöglichen, muß bei der Anmeldung dem 
Grunde nach allerdings die Angabe eines Höchst- 
betrages verlangt werden (Absatz 5 Satz 2). An den 
Nachweis dieses Höchstbetrages im Prüfungsverfah- 
ren sind jedoch nur die geringeren Ansprüche des 
Absatzes 5 Satz 3 zu stellen; sobald und soweit der 
Anspruch endgültig feststellbar wird, findet eine 
nachträgliche Feststellung statt, für welche die nor- 
malen Anforderungen gelten (§ 27). 

Absatz 6 regelt den Fall, daß für einen Anspruch meh- 
rere Schuldner als Gesamtschuldner haften, welche 
ihre Haftung nicht durch dasselbe Verteilungsver- 
fahren beschränken können, entsprechend § 68 KO. 

Zu § 15 

Entsprechend Artikel 3 Absatz 3 des Übereinkom- 
mens von 1957 ermöglicht es Satz 1 dem Schuldner 
eines von dem Verfahren betroffenen Anspruchs, 
diesen insoweit selbst geltend zu machen, als er 
ihn befriedigt hat. Der Entwurf räumt dieses Recht 
auch einem Schuldner ein, der einen Anspruch erst 
nach der Eröffnung des Verteilungsverfahrens be- 
friedigt hat, obgleich er dazu nicht hätte gezwungen 
werden können; dadurch soll dem Schuldner der 
Entschluß erleichtert werden, Ansprüche während 
des Verfahrens noch in voller Höhe zu berichtigen. 


Aus demselben Grunde sieht Satz 2 zu Gunsten des 
Schuldners vor, daß ihm im Falle der Bezahlung 
eines bereits vom Gläubiger zum Verfahren ange- 
meldeten Anspruchs die Verfahrenshandlungen des 
Gläubigers zugutekommen sollen. 

Zu § 16 

Die Vorschrift trägt dem Fall Rechnung, daß sich 
die Annahme des Verteilungsgerichts, aus dem scha- 
denstiftenden Ereignis seien nur Sachschäden her- 
vorgegangen (§ 4 Abs. 4), als unrichtig erweist. Das 
Gericht hat in diesem Falle die Beschränkung des 
Verfahrens auf Sachschäden (§ 7 Abs. 3) durch eine 
nachträgliche Erweiterung des Verfahrens auch auf 
Personenschäden zu beenden. Eine dahingehende 
Regelung ist durch das Übereinkommen von 1957 
geboten. Es wäre auch rechtspolitisch nicht er- 
wünscht, wenn der Schuldner die Möglichkeit hätte, 
die Haftung nur für Sachschäden — unter Anwen- 
dung der günstigeren Haftungssummen — zu be- 
schränken, ohne zugleich für die Sicherstellung 
auch der Ansprüche wegen Personenschäden Sorge 
tragen zu müssen. 

Nach Absatz 1 Satz 1 hat das Gericht bei Anmeldung 
von Personenschäden den Festsetzungsbeschluß von 
Amts wegen zu ändern, sofern wenigstens ein An- 
spruch wegen Personenschäden glaubhaft gemacht 
wird. Der Entwurf verlangt die Glaubhaftmachung, 
um zu vermeiden, daß dem Antragsteller durch die 
Anmeldung unbegründeter Personenschäden die 
Haftungsbeschränkung aus einem Ereignis, aus dem 
nur Sachschäden hervorgegangen sind, erschwert 
oder unmöglich gemacht wird. Das Gericht muß 
allerdings auch in diesem Verfahrensabschnitt von 
einer höheren Festsetzung der Haftungssumme ab- 
sehen können, wenn die Voraussetzungen des § 5 
Abs. 2 schon bei der ursprünglichen Eröffnung Vor- 
gelegen haben würden (Absatz 1 Satz 2). 

Die Erweiterung des Verfahrens soll jedoch nicht 
mehr angeordnet werden können, wenn der allge- 
meine Prüfungstermin nach § 18 bereits begonnen 
hat. Dann ist das Verfahren wegen der Sachschäden 
schon so weit fortgeschritten, daß das Interesse der 
Gläubiger wegen Personenschäden zurücktreten 
muß. 

Um den durch die Erhöhung der Haftungssumme ge- 
schaffenen Schwebezustand möglichst schnell zu be- 
enden, muß das Gericht eine — in der Regel kurze 
— Frist zur Einzahlung des Mehrbetrages der Haf- 
tungssumme festsetzen (Absatz 2), nach deren frucht- 
losem Ablauf das Verfahren insgesamt einzustellen 
ist (§ 17). Im übrigen gelten die Vorschriften über 
die Festsetzung der Haftungssumme für den Be- 
schluß über deren Erhöhung entsprechend (Absatz 3). 

Ist die erhöhte Haftungssumme eingezahlt, so wird 
das Verteilungsverfahren nach Absatz 4 auch mit 
Wirkung für Ansprüche wegen Personenschäden 
eröffnet. Damit ist § 8 auch auf diese Ansprüche 
anzuwenden. Für die Förmlichkeiten der Eröffnung 
gelten die allgemeinen Vorschriften — insbeson- 
dere auch über die öffentliche Aufforderung, welche 
nunmehr auf Ansprüche wegen Personenschäden zu 
erstrecken ist — , ohne daß es einer ausdrücklichen 
Klarstellung bedürfte. 
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Zu § 17 

Die Bestimmung ermöglicht die Einstellung des Ver- 
teilungsverfahrens in drei Fällen (Absatz 1). Abge- 
sehen von dem Fall der — bis zum Beginn des all- 
gemeinen Prüfungstermins zulässigen (§ 4 Abs. 5) 
— Rücknahme des Antrags (Nummer 3) ist die Ein- 
stellung unvermeidbar, wenn durch eine Abände- 
rung des Festsetzungsbeschlusses eine höhere Haf- 
tungssumme festgesetzt, jedoch nicht eingezahlt 
worden ist (Nummer 1). Dabei macht es keinen 
Unterschied, ob die Erhöhung der Haftungssumme 
auf eine Erinnerung (§ 5 Abs. 5) oder von Amts we- 
gen mit Rücksicht auf später angemeldete Ansprüche 
wegen Personenschäden (§ 16 Abs. 1 Satz 1) vorge- 
nommen worden ist. Die Einstellung ist schließlich 
geboten, wenn das Gericht bei Verfall einer gelei- 
steten Sicherheit (§ 6 Abs. 5) einen höheren Bar- 
betrag oder eine andere Sicherheit einfordern mußte 
und der Antragsteller dieser Aufforderung nicht 
nachgekommen ist (Nummer 2). 

Der Beschluß über die Einstellung soll nach densel- 
ben Regeln bekanntgemacht werden, nach denen 
die Eröffnung des Verfahrens bekanntgemacht wor- 
den ist (Absatz 2 Sätze 1 und 2). 

Dadurch wird zugleich sichergestellt, daß die Frist 
für die Beschwerden aller Betroffenen gegen den 
Beschluß einheitlich läuft. Die Veröffentlichung ent- 
hält zugleich den Hinweis auf die nach § 20 Abs. 3, 
4 begründeten Rechte, die sich aus der Einstellung 
ergeben (Absatz 2 Satz 3). 

Nach Absatz 3 Satz 1 soll die Haftungssumme erst 
einen Monat nach Rechtskraft des Einstellungs- 
beschlusses zurückgezahlt werden, damit diejenigen, 
die nach § 17 Abs. 5 oder nach § 20 Abs. 3 Rechte 
an dem Rückzahlungsanspruch haben, diese gegen- 
über der Staatskasse geltend machen können. Ist die 
Haftungssumme durch Leistung von Sicherheiten 
erbracht worden, so sind diese unter denselben Vor- 
aussetzungen freizugeben; das Verteilungsgericht 
ordnet, soweit Rechte Dritter nach § 17 Abs. 5, § 20 
Abs. 3 nicht zu berücksichtigen sind, die Freigabe 
an und kann sich in geeigneten Fällen der Mitwir- 
kung des Sachwalters bedienen. Mit der Freigabe 
erlöschen die nach § 6 Abs. 2 begründeten Ansprüche 
der Staatskasse (Absatz 3 Satz 2). 

Absatz 4 ermöglicht es dem Verteilungsgericht, aus- 
nahmsweise schon vor der Einstellung des Verfah- 
rens Zwangsvollstreckungen bis zur Sicherung des 
Gläubigers zuzulassen, wenn zu erwarten ist, daß 
das Verfahren künftig nach Absatz 1 eingestellt 
wird. Das Gericht soll von dieser Bestimmung Ge- 
brauch machen, wenn es für den Gläubiger eine 
unbillige Härte bedeuten würde, Einzelzwangsvoll- 
streckungen von Gläubigern, deren Ansprüche nicht 
am Verfahren teilnehmen, tatenlos zuzusehen, ob- 
gleich seine eigene Rechtsstellung nach der zu er- 
wartenden Einstellung des Verfahrens nicht gün- 
stiger sein wird als die der konkurrierenden Gläu- 
biger. 

Absatz 5 setzt für die Pfändung des Rückzahlungs- 
anspruchs den allgemeinen Grundsatz des Voll- 
streckungsrechts, daß das früher begründete Pfän- 
dungspfandrecht dem später begründeten im Rang 


vorgeht, in bestimmtem Umfang außer Kraft. Um 
allen Gläubigern des Antragstellers, die auf den 
Rückzahlungsanspruch — als den im Falle einer Ein- 
stellung häufig einzigen wesentlichen Vermögens- 
wert — zugreifen, gleiche Erfolgsaussichten zu ge- 
ben. sieht die Vorschrift die Befriedigung aller Gläu- 
biger nach dem Verhältnis ihrer Ansprüche vor. 
Dies erscheint erforderlich, um die am Verfahren 
teilnehmenden Gläubiger, die bis zur Einstellung 
durch das Vollstreckungsverbot des § 8 Abs. 3 an 
der Pfändung des Rückzahlungsanspruchs gehindert 
waren, vor einer Zurücksetzung durch die Gläubiger 
anderer Ansprüche zu schützen, die den bedingten 
Rückzahlungsanspruch schon während des Verfah- 
rens pfänden konnten. 

Die Regelung gilt außer für den Anspruch auf Rück- 
zahlung auch für den Anspruch auf Freigabe einer 
Sicherheit, durch welche die Einzahlung der Haf- 
tungssumme etwa ersetzt worden ist. Voraussetzung 
ist aber in jedem Fall, daß der Anspruch einem am 
Verfahren beteiligten Schuldner zusteht. Hat ein 
Dritter die Haftungssumme eingezahlt oder die 
Sicherheit geleistet, so besteht keine Notwendig- 
keit, dessen Gläubiger durch eine solche Ausnahme- 
vorschrift zu schützen; diese Gläubiger sind in ihrer 
Zugriffsmöglichkeit auf das Vermögen ihres Schuld- 
ners durch das Verteilungsverfahren rechtlich in 
keiner Weise beschränkt worden. 

Im übrigen finden die Vorschriften des Achten Bu- 
ches der Zivilprozeßordnung Anwendung. Nach die- 
sen Vorschriften bestimmt sich, wie im einzelnen 
zu verfahren ist, um die Befriedigung der Gläubi- 
ger herbeizuführen. 

Zu § 18 

Wie im Konkursrecht sind die angemeldeten An- 
sprüche in einem Prüfungstermin zu erörtern. 

Die Formulierung von Satz 1 entspricht § 141 Abs. 1 
KO. Da sich der Entwurf bei der Ausgestaltung des 
Prüfungsverfahrens besonders eng an das Konkurs- 
recht anlehnt, kann in Satz 2 auf eine Reihe von 
konkursrechtlichen Vorschriften verwiesen werden, 
ohne daß Unklarheiten zu befürchten sind. § 142 
KO ist im Verteilungsverfahren mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß an die Stelle des Verwalters der 
Sachwalter tritt; an die Stelle der Konkursgläu- 
biger treten alle Personen, die nach § 19 Abs. 1 
Widerspruch erheben können. 

Zu § 19 

Wie die Bestimmungen über den Prüfungstermin im 
allgemeinen sind auch die Vorschriften über die 
Feststellung der Ansprüche in dem Prüfungsverfah- 
ren eng an die Konkursordnung angelehnt. 

Absatz 1 entspricht § 144 Abs. 1 KO. Neben den 
konkurrierenden Gläubigern sollen auch alle Schuld- 
ner, gegen die im Verfahren Ansprüche angeineldet 
worden sind, ein Widerspruchsrecht haben, weil sie 
ein Interesse daran haben können, daß die ihren 
Gläubigern zukommende Quote nicht durch Berück- 
sichtigung unberechtigter Ansprüche gegen andere 
Schuldner geschmälert wird. 
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Absatz 2 entspricht §145 KO. Die RechtskraÜwir- 
kung der Eintragung in die Tabelle wird jedoch auf 
das Verteilungsverfahren beschränkt (Satz 2). Für 
eine Vollstreckung aus dem Tabellenauszug be- 
steht im Verteilungsverfahren, in dem die Gläubi- 
ger wegen ihrer am Verfahren teilnehmenden An- 
sprüche endgültig befriedigt werden, im Gegensatz 
zum Konkursrecht kein Bedürfnis; wenn das Ver- 
fahren später eingestellt wird, wäre eine Fortdauer 
der Rechtskraftwirkung nicht erwünscht. 

Absatz 3 Satz 1 entspricht § 146 Abs. 1 Satz 1 KO. 
Auch in diesem Absatz sind im Interesse der Ver- 
einfachung einige Vorschriften der Konkursordnung 
in Bezug genommen worden (Satz 2), die keiner 
näheren Erläuterung bedürfen. 

Absatz 4 regelt die Behandlung der nach § 14 Abs. 5 
ohne Angabe eines Betrages angemeldeten An- 
sprüche im Prüfungsverfahren. Die Prüfung und 
Feststellung des Anspruchs muß sich hier auf den 
angegebenen Höchstbetrag beschränken. 

Die Absätze 5 und 6 enthalten Bestimmungen, die 
in ihrer Wirkung der konkursrechtlichen Anfech- 
tung verwandt, in Voraussetzungen und Folgen 
jedoch eigenständig sind. 

Absatz 5 Satz 1 schränkt die Wirkung der Rechts- 
kraft eines Titels, den der anmeldende Gläubiger 
bereits gegen den Schuldner erstritten hat, gegen- 
über dem widersprechenden Gläubiger ein. Zwar 
geht der Entwurf — in Übereinstimmung mit der 
Auslegung von § 146 Abs. 6 KO — davon aus, daß 
ein widersprechender Gläubiger, der den Wider- 
spruch gemäß §19 Abs. 3 Satz 2, §146 Abs. 6 KO 
gegen einen bereits vorliegenden vollstreckbaren 
Titel des anmeldenden Gläubigers verfolgt, die 
Rechtskraft dieses Titels grundsätzlich gegen sich 
gelten lassen muß. Dieser Grundsatz soll jedoch 
im Verteilungsverfahren weitgehende Einschrän- 
kungen erleiden, weil hier die Gefahr einer nach- 
lässigen Prozeßführung durch den Schuldner we- 
sentlich größer ist als im Falle des Konkurses. An- 
ders als der Gemeinschuldner im Konkurs ist der 
Schuldner im VerteilungsverfaLren in der Regel 
wirtschaftlich gesund. Er hat ein Interesse daran, 
Ansprüche gegen ihn auf den Haftungsfonds zu ver- 
weisen; gelingt ihm dies, so ist er künftig an Ein- 
wendungen gegen die Höhe der Ansprüche un- 
interessiert, da er mit seinem sonstigen Vermögen 
für diese Anrprüche — auch nach Abschluß des 
Verteilungsverfahrens — nicht haftet. 

Der widersprechende Gläubiger soll einen früheren 
Titel einmal dann nicht gegen sich gelten lassen 
müssen, wenn der Schuldner mit dem Gläubiger 
arglistig zum Nachteil der Gläubiger im Vertei- 
lungsverfahren zusammengewirkt hat (Nummer 1); 
diese Regel entspricht im Ergebnis der Gläubiger- 
anfechtung im Konkursrecht. Darüber hinaus läßt 
Nummer 2 jede nachlässige Führung des Rechts- 
streits genügen, um den Titel für den Widerspruchs- 
piozeß als unbeachtlich anzusehen. Dies erscheint 
im Interesse des Schutzes der Gläubiger im Ver- 
teilungsverfahren erforderlich, weil der Schuldner 
in einem vor dem Verteilungsverfahren durchge- 
führten Prozeß aus den angeführten Gründen dem 


Anspruch oft keinen ernsthaften Widerstand ent- 
gegensetzen wird, wenn er die Absicht hat, die Haf- 
tung später zu beschränken. 

Satz 2 stellt klar, daß durch die Berufung des Wider- 
sprechenden auf die Ausnahmen nach Satz 1 die 
Parteirollen im Widerspruchsprozeß nicht verändert 
werden. 

Absatz 6 überträgt die Grundsätze des Absatzes 5 
auf den Fall, daß die Feststellung einer nicht titu- 
lierten Forderung vom anmeldenden Gläubiger be- 
trieben wird (§ 19 Abs. 3 Satz 2, § 146 \bs. 1 KO). 
Ausnahmsweise kann der widersprechende Gläu- 
biger sich auch hier einer Beschränkung seiner Ver- 
teidigung ausgesetzt sehen, wenn die Festsetzung 
durch Aufnahme eines Rechtsstreits verfolgt wird 
(§ 146 Abs. 3 KO), der sich in einem Stadium be- 
findet, in welchem nicht mehr alle Verteidigungs- 
mittel zulässig sind. Der Entwurf ermöglicht es dem 
widersprechenden Gläubiger unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 5, die Einlassung auf einen 
solchen Rechtsstreit zu verweigern, so daß der 
Widerspruch vom anmeldenden Gläubiger in einem 
neuen Rechtsstreit zu verfolgen ist, in dem der 
Widersprechende alle Verteidigungsmittel hat. 

Zu § 20 

Absatz 1 Satz 1 sieht in Ausführung von Artikel 2 
Abs. 4 des Übereinkommens von 1957 vor, daß alle 
für am Verfahren teilnehmenden Ansprüche beste- 
henden Sicherungsrechte erlöschen, wenn das Recht 
der Ansprüche auf Teilnahme festgestellt wird. Als 
besonders häufige Fälle solcher Sicheringsrechte 
führt der Entwurf Schiffshypotheken und Schiffs- 
gläubigerrechte ausdrücklich an. Nach der Formulie- 
rung von Satz 1 ist gewährleistet, daß akzessorische 
dingliche Rechte für den Eigentümer erhalten bleiben, 
soweit dies nach allgemeinen Rechtsvorschriften im 
Falle des Erlöschens der gesicherten Forderung der 
Fall ist. Satz 2 stellt sicher, daß diejenigen, welche 
eine Sicherheit in Unkenntnis der Beschränkbarkeit 
der Haftung für den gesicherten Anspruch nach 
allgemeinen Rechtsvorschriften gutgläubig erworben 
haben, durch das Verteilungsverfahren nicht in ihrer 
Rechtsstellung beeinträchtigt werden. Zum Nach- 
weis des Erlöschens des Pfandrechts kann der Schuld- 
ner nach Absatz 2 einen beglaubigten Tabellenaus- 
zug verlangen. Der Entwurf sieht davon ab, auch 
dem am Verfahren nicht beteiligten Sicherungsgeber 
das Recht auf einen Auszug einzuräumen, weil für 
diesen der Schuldner den Nachweis beschaffen kann. 

Absatz 3 gewährt den Gläubigern ursprünglich ge- 
sicherter Ansprüche, deren Sicherungsrecht nach 
Absatz 1 erloschen ist, im Fall der späteren Ein- 
stellung des Verteilungsverfahrens (§ 17) ein Ptand- 
recht am Rückzahlungsanspruch des Einzahlers 
(Satz 1) oder — soweit die Einzahlung der Haftungs- 
summe durch Sicherheitsleistung ersetzt worden 
ist — ein Recht auf bevorzugte Befriedigung aus der 
Sicherheit (Satz 2). Diese Rechtskonstruktion ver- 
dient den Vorzug vor derjenigen eines Wiederauf- 
lebens des nach Absatz 1 erloschenen Sicherungs- 
rechts, weil sie rechtstechnisch weniger kompliziert 
ist. Die Gewährung eines Rechtes auf bevorzugte 
Befriedigung aus der Sicherheit erscheint notwendig, 
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um den Gläubigern in jedem Falle den Zugriff auf 
die Sicherheiten zu erhalten. Dieser Zweck würde 
durch ein Pfandrecht an dem Anspruch auf Freigabe 
der Sicherheit nicht immer erreicht werden, weil 
diese in manchen Fällen in dem Verzicht auf die 
Sicherheit besteht. Das Vorzugsrecht soll in der 
Weise verwirklicht werden, daß die Sicherheiten, 
auf die es sich erstreckt, auf Anordnung des Ge- 
richts in dem erforderlichen Umfang verwertet wer- 
den; der Erlös gilt dann als vom Sicherungsgeber ein- 
gezahlte Haftungssumme. Damit verwandelt sich der 
ursprüngliche Anspruch des Sicherungsgebers auf 
Freigabe der Sicherheit in einen Anspruch auf 
Rückzahlung der Haftungssumme und das Recht des 
Gläubigers auf bevorzugte Befriedigung in ein 
Pfandrecht am Rückzahlungsanspruch nach Satz 1. 

Satz 3 regelt das Rangverhältnis zwischen mehreren 
Pfandrechten an demselben Anspruch in der Weise, 
daß die gesetzlichen Pfandrechte nach Satz 1 unter- 
einander den gleichen Rang einnehmen, aber den 
in § 17 Abs. 5 genannten Pfändungspfandrechten 
vorgehen. 

Das Recht nach Absatz 3 soll auch den Gläubigern 
zustehen, deren Sicherungsrecht nach § 6 Abs. 3 in 
das Verfahren übernommen worden ist. Diese Gläu- 
biger würden ihr Recht im weiteren Verlauf des 
Verfahrens nach Absatz 1 verloren haben. Ihre 
Gleichbehandlung mit den Gläubigern, deren Sicher- 
heiten erst mit der Feststellung des Anspruchs er- 
löschen, rechtfertigt sich daraus, daß ihnen die vor- 
zeitige Aufgabe des Sicherungsrechts im Interesse 
des Schuldners gesetzlich auferlegt worden ist. 

Absatz 4 enthält Bestimmungen über die Geltend- 
machung des Pfandrechts, die keiner näheren Er- 
läuterung bedürfen; die Gläubiger des Pfandrechts 
werden bei der Einstellung des Verfahrens nach § 17 
Abs. 2 Satz 2 auf ihre Rechte hingewiesen. Die 
Pfandrechte nach Absatz 3 können nur in dem Ver- 
fahren nach Absatz 4 geltend gemacht werden, die 
allgemeinen Vorschriften über die Befriedigung aus 
einem Pfandrecht sind durch die sondergesetzliche 
Regelung des Entwurfs ausgeschlossen. 

Zu § 21 

In Ergänzung zu § 20 Abs. 1 schreibt die Vorschrift 
bei Pfändungspfandrechten die Aufhebung der Pfand- 
verstrickung nach Feststellung des Anspruchs im 
Verteilungsverfahren vor. Damit wird zugleich die 
einstweilige Einstellung der Vollstreckung nach § 8 
Abs. 3 eine endgültige. Auch diese Bestimmung 
dient der Ausführung von Artikel 2 Abs. 4 des 
Übereinkommens von 1957. 


Zu § 22 

Durch die Eröffnung des Verfahrens wird die Haf- 
tung für alle Ansprüche beschränkt, bei denen die 
materiell-rechtlichen Voraussetzungen hierfür gege- 
ben sind. Das Verbot, Sicherungsrechte zu verwerten 
(§ 8 Abs. 6 Satz 2), und die einstweilige Einstellung 
von Zwangsvollstreckungen (§ 8 Abs. 3) sind deshalb 
unabhängig davon, ob der Anspruch zum Verfahren 
angemeldet wird oder nicht. 


Für Sicherheiten und Zwangsvollstreckungen wegen 
solcher Ansprüche, die der Gläubiger nicht zu dem 
Verfahren anmeldet, muß entsprechend §§ 20, 21 
ein Zeitpunkt für das Erlöschen und die endgültige 
Einstellung festgelegt werden. Der Entwurf wählt 
hierfür das Ende des allgemeinen Prüfungstermins, 
nach weichem eine Anmeldung nicht mehr ohne 
Rechtsnachteile möglich ist. 

Absatz 1 bestimmt dementsprechend, daß die Wir- 
kungen des § 20 Abs. 1 bei nicht angemeldeten 
Ansprüchen mit der Beendigung des allgemeinen 
Prüfungstermins eintreten. 

Absatz 2 Satz 1 erstreckt die verfahrensmäßigen 
Folgerungen aus dem endgültigen Erlöschen auch des 
Pfändungspfandrechts auf nicht angemeldete An- 
sprüche. Die endgültige Einstellung der Zwangs- 
vollstreckung muß jedoch — abweichend von § 21 — 
stets im Wege der Vollstreckungsgegenklage er- 
strebt werden (Satz 2), da bei nicht angemeldeten 
Ansprüchen eine Feststellung im Verteilungsverfah- 
ren nicht erfolgen kann und das Vollstreckungs- 
gericht die materielle Prüfung, ob die Haftung für 
den Anspruch beschränkt worden ist, nicht vorneh- 
men kann. 

Nach Absatz 3 hat das Gericht dem Schuldner eine 
Bescheinigung zu erteilen, die dieser zur Wahrneh- 
mung seiner Rechte nach Absätzen 1 und 2 außer- 
halb des Verteilungsverfahrens benötigt. 


Vierter Abschnitt 
Verteilung 

Zu § 23 

Die Absätze 1 und 2 enthalten die Verteilungsgrund- 
sätze, die sich aus Artikel 3 Abs. 1 und 2 des Über- 
einkommens von 1957 ergeben. 

Nach Absatz 3 sind aus der Haftungssumme auch 
die der Haftungssumme nach § 31 Abs. 2 zur Last 
fallenden Kosten zu tragen. Sie sollen, sofern nach 
Absatz 1 mehrere Teilsummen zu bilden sind, an 
der Verteilung der Teilsumme teilnehmen, die dem 
Charakter des bestrittenen Anspruchs entspricht. 
Daß die Kosten mit Vorrang vor den Ansprüchen 
zu berichtigen sind, ist mit dem Übereinkommen 
von 1957 trotz dessen Artikel 2 Abs. 3, Artikel 3 
Abs. 2 vereinbar, weil diese Regelung als eine 
verfahrensrechtliche nach Artikel 4 des Überein- 
kommens dem innerstaatlichen Recht Vorbehalten 
ist. 

Der Vorabzug für Kosten, die nach § 31 Abs. 1 der 
Antragsteller zu tragen hat, die jedoch von diesem 
nicht zu erlangen sind, ist an anderer Stelle ge- 
regelt (vgl. § 32 Abs. 3 und die Begründung zu die- 
ser Bestimmung). 

Verbleibt nach der Verteilung der Haftungssumme 
oder einer der beiden Teilsummen des Absatzes 1 
ein Uberschuß, so soll dieser an den Einzahler 
zurückgezahlt werden (Absatz 4). Dies gilt ent- 
sprechend Artikel 3 Abs. 1 Budistabe c des Über- 
einkommens von 1957 auch dann, wenn bei der 
Verteilung der Teilsumme für Personenschäden ein 
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Überschuß verbleibt, die Teilsumme für Sachschäden 
jedoch zur Befriedigung der Ansprüche wegen Sach- 
schäden nicht ausreicht. Im umgekehrten Fall neh- 
men jedoch nach Absatz 1 Satz 3 (entsprechend Ar- 
tikel 3 Abs. 1 Buchstabe c des Übereinkommens von 
1957) Ansprüche wegen Personenschäden, die bei 
der Verteilung der Teilsumme für Personenschäden 
nicht voll berücksichtigt worden sind, mit dem Aus- 
fall an der Verteilung der Teilsumme für Sach- 
schäden teil. 

Zu § 24 

Die §§ 24 und 25 des Entwurfs befassen sich mit 
dem Verhältnis der Teilnahme des Gläubigers am 
Verteilungsverfahren zu der persönlichen Haftung 
des Schuldners. 

Nach § 24 Satz 1 soll eine persönliche Haftung des 
Schuldners in dem Augenblick erlöschen, in welchem 
der Gläubiger im Verteilungsverfahren Zahlungen 
auf den Anspruch entgegennimmt. Dieser Regelung 
bedarf es, um zu vermeiden, daß ein Gläubiger 
zunächst die im Verteilungsverfahren auf seinen 
Anspruch entfallende Quote entgegennimmt, nach 
Abschluß des Verfahrens jedoch den Schuldner noch 
persönlich in Anspruch nimmt. Der Gläubiger soll 
zwar — was insbesondere bei Zweifeln über die 
Beschränkbarkeit der Haftung von Bedeutung sein 
kann — das Recht haben, einen Anspruch vorsorg- 
lich zum Verteilungsverfahren auch dann anzumel- 
den, wenn er die persönliche Haftung des Schuld- 
ners geltend machen will. Der Entwurf will ihn 
jedoch zwingen, sich spätestens bei Beginn der 
Verteilung im Verteilungsverfahren zu entscheiden, 
ob er es bei der Beschränkung bewenden lassen 
will oder nicht. Für den letzteren Fall gewährt ihm 
Satz 2 in Verbindung mit § 26 Abs. 4 Nr. 3 die 
Möglichkeit, einen im Verfahren festgestellten An- 
spruch einstweilen von der Verteilung ausnehmen 
zu lassen, um den Anspruch auf persönliche Haftung 
außerhalb des Verteilungsverfahrens durchzusetzen. 
Macht er von dieser Möglichkeit nicht Gebrauch, so 
soll jede Haftung des Schuldners außerhalb des 
Verfahrens auch dann erlöschen, wenn die Voraus- 
setzungen des § 487 a Abs. 1 HGB in der Fassung 
des Seerechtsänderungsgesetzes nicht Vorgelegen 
haben. Diese Regelung dient nicht nur dem Inter- 
esse des Schuldners an einer Übersichtlichkeit seiner 
Rechtslage, sondern stellt für den Gläubiger, der 
die persönliche Haftung des Schuldners in Anspruch 
nehmen zu können glaubt, eine Sanktion dar, die 
ihn im Interesse der konkurrierenden Gläubiger 
zwingen soll, alle verfügbaren Mittel zur Inan- 
spruchnahme einer etwa bestehenden persönlichen 
Haftung des Schuldners außerhalb des Verteilungs- 
verfahrens einzusetzen. 

Zu § 25 

Die Vorschrift befaßt sich mit den Wirkungen einer 
außerhalb des Verteilungsverfahrens ergangenen 
gerichtlichen Feststellung, daß die Haftung des 
Schuldners durch das Verfahren nicht beschränkt 
worden ist. Im Gegensatz zu einer ohne Beteiligung 
der konkurrierenden Gläubiger und Schuldner 
ergangenen Entscheidung, welche die Beschränkbar- 


keit der Haftung bejaht, kann eine die Haftungs- 
beschränkung verneinende Entscheidung ohne Ein- 
schränkungen im Verteilungsverfahren anerkannt 
werden; Verfahrensbeteiligte, die an dem Erkennt- 
nisverfahren nicht beteiligt waren, werden hierdurch 
nicht beeinträchtigt. Satz 1 ordnet deshalb an, daß 
das Vorliegen einer die Haftungsbeschränkung ver- 
neinenden gerichtlichen Entscheidung die Feststellung 
des Anspruchs im Verteilungsverfahren hindert. 

Während sich die Rechtsfolge des Satzes 1 schon 
aus allgemeinen Grundsätzen der Rechtskraft er- 
geben könnte, erstreckt Satz 2 das Prinzip des 
Satzes 1 auf Urteile außerhalb des Verteilungsver- 
fahrens, die nach der Feststellung im Verteilungs- 
verfahren ergehen. Solche Urteile sind möglich, 
weil der Gläubiger den persönlichen Anspruch gegen 
seinen Schuldner außerhalb des Verteilungsverfah- 
rens neben der vorsorglichen Anmeldung verfolgen 
kann. Ein Urteil in einem solchen Prozeß außerhalb 
des Verteilungsgerichts soll der — ohne vergleich- 
bare sachliche Nachprüfung eintretenden — Wirkung 
der Feststellung im Prüfungstermin (§ 19 Abs. 2 
Satz 2) vorgehen. Dies ist insbesondere von Bedeu- 
tung, wenn im Falle des § 24 Satz 2 der Gläubiger 
mit der persönlichen Klage gegen den Schuldner 
Erfolg hat. 

Obwohl ein die persönliche Haftung des Schuldners 
aussprechendes Erkenntnis sowohl von Amts wegen 
als auch auf Widerspruch eines Verfahrensbeteilig- 
ten zu berücksichtigen ist, kann der Fall eintreten, 
daß der Gläubiger dennoch bei der Verteilung der 
Haftungssumme beteiligt wird. In diesem Falle soll 
die persönliche Haftung des Schuldners unter An- 
wendung von § 24 Satz 1 erlöschen (Satz 3). Diese 
Regelung erscheint zweckmäßig, um das Verteilungs- 
verfahren endgültig zur Ruhe kommen zu lassen; 
anderenfalls würde eine Rückforderung des ver- 
teilten Betrages von dem anmeldenden Gläubiger 
und eine Nachtragsverteilung an die konkurrieren- 
den Gläubiger vorgesehen werden müssen. 

Zu § 26 

Die Vorschrift regelt das Verteilungsverfahren in 
enger Anlehnung an die Konkursordnung. 

Absatz 1 Satz 1 entspricht § 149 KO. Satz 2 regelt 
das Verfahren bei der Auszahlung auf die fest- 
gestellten Ansprüche. Satz 3 stellt klar, daß Sicher- 
heiten nicht in vollem Umfange verwertet werden 
müssen, solange dies zur Verteilung nicht erforder- 
lich ist. 

Absatz 2 Satz t lehnt sich an § 151 KO an. Das Ver- 
zeichnis soll jedoch nicht von dem Sachwalter, son- 
dern von der Geschäftsstelle des Verteilungsgerichts 
aufgestellt werden, die auch die Tabelle anfertigt 
(§ 13 Abs. 2). Da eine Verwaltung und Verwertung 
der Masse, die im Konkurs im Vordergrund steht, 
im Verteilungs verfahren nicht oder jedenfalls nicht 
in wesentlichem Umfang notwendig ist, kann der 
einfachere Weg gewählt werden, dem Gericht selbst, 
bei dem sich die Haftungssumme bereits befindet, 
die Verteilung zu übertragen. 

Im Hinblick auf die Verteilungsregelung des § 23 ist 
eine Gliederung in Ansprüche wegen Personen- 
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schaden und Ansprüche wegen Sachschäden vor- 
gesehen. Wegen der Einwendungen gegen das Ver- 
zeichnis verweist der Entwurf im Interesse der Ein- 
fachheit auf die entsprechende Bestimmung der 
Konkursordnung (Satz 2). 

Absatz 3 entspricht § 152 KO. 

Nach Absatz 4 sind für bestimmte Ansprüche, die 
im Zeitpunkt der Verteilung noch nicht lestgestellt 
sind, entsprechend § 168 KO Anteile zurückzubehal- 
ten. Nummer 1 entspricht § 168 Nr. 1 KO. Nummer 2 
trägt der besonderen Form der Anmeldung im Falle 
des § 14 Abs. 5 Rechnung. Nummer 3 regelt die 
Zurückbehaltung von Anteilen auf Ansprüche, wegen 
deren der Gläubiger trotz Feststellung seines An- 
spruchs im Prüfungstermin die persönliche Haftung 
des Schuldners geltend machen will (§ 24 Satz 2). 

Absatz 5 soll es dem Verteilungsgericht in Überein- 
stimmung mit Artikel 3 Abs. 4 des Übereinkommens 
von 1957 ermöglichen, auf Antrag eines Schuldners 
einen Betrag von der Verteilung zurückzubehalten, 
der zur Deckung des Anteils auf dessen Regreß- 
anspruch (§ 15) erforderlich ist, Voraussetzung für 
diese Vergünstigung soll jedoch sein, daß der 
Schuldner zu einer Befriedigung des Anspruchs ge- 
zwungen zu werden droht; wegen § 8 Abs. 3 sind 
dabei nur Vollstreckungen im Ausland zu berück- 
sichtigen, die zudem in Vertragsstaaten des Über- 
einkommens von 1957 nicht zulässig sind. Die 
Zurückbehaltung bedarf eines besonderen Beschlus- 
ses des Verteilungsgerichts, weil die Voraussetzun- 
gen des Absatzes 5 Satz 1 vor der Zurückbehaltung 
geprüft werden müssen. 

Absatz 6 entspricht § 155 KO. 

Zu § 27 

Die Vorschrift regelt das weitere Verfahren bei 
Ansprüchen, für welche zunächst nach § 19 Abs. 4 
nur das Recht auf Teilnahme an dem Verfahren bis 
zu einem bestimmten Höchstbetrag festgestellt wor- 
den ist, weil zur Zeit der Anmeldung und der Fest- 
stellung des Anspruchs ein Schätzungswert noch 
nicht feststellbar war (§ 14 Abs. 5). Der anmeldende 
Gläubiger hat das Recht, einen besonderen Prüfungs- 
termin zur Feststellung des Anspruchs der Höhe 
nach zu beantragen, sobald der Anspruch - ganz 
oder teilweise - der Höhe nach feststellbar wird 
(Satz 1). Der Entwurf erlegt dem Gläubiger die 
Kosten für diesen besonderen Prüfungstermin nicht 
auf, weil der Gläubiger die Notwendigkeit des Ter- 
mins nicht durch eine verspätete Anmeldung herbei- 
geführt hat. 

Satz 2 gibt jedem anderen Verfahrensbeteiligten die 
Möglichkeit, den durch die Zurückbehaltung eines 
Anteils nach § 26 Abs. 2 Nr. 2 entstandenen 
Schwebezustand durch die Feststellung zu beenden, 
daß ein bei der Verteilung zu berücksichtigender 
Betrag — in voller Höhe oder zu einem Teil des 
zurückbehaltenen Höchstbetrages — nicht mehr ent- 
stehen wird. Der Entwurf will mit der Erwähnung 
der Feststellungsklage die Möglichkeit nicht aus- 
schließen, daß der Gläubiger gegenüber dem Ver- 
teilungsgericht sein Einverständnis mit der Beendi- 


gung der Zurückbehaltung erklärt und dadurch 
einer Feststellungsklage das Rechtsschutzbedürfnis 
entzieht. 

Zu § 28 

Die Bestimmung stellt klar, daß die Verteilung — 
ebenso wie im Konkursrecht (§ 149 KO) — in meh- 
reren Etappen erfolgen kann. 

Zu § 29 

Nach Absatz 1 ist das Verfahren aufzuheben, wenn 
die Haftungssumme verteilt ist oder wenn zumin- 
dest alle Ansprüche festgestellt worden sind. Die 
Zurückbehaltung von Anteilen auf Ansprüche, 
welche wegen eines Widerspruchs im Prozeß befan- 
gen sind (§26 Abs. 4 Nr. 1) oder wegen derer die 
persönliche Haftung des Schuldners in Anspruch ge- 
nommen wird (§26 Abs. 4 Nr. 3), soll der Aufhe- 
bung des Verfahrens nicht entgegenstehen, weil 
wegen dieser Ansprüche ein Prüfungsverfahren 
nicht mehr erforderlich werden kann. Gleiches gilt 
für die Zurückbehaltung eines Anteils für Kosten 
nach § 33, da diese Ansprüche nicht im Wege der 
Prüfung festgestellt werden müssen. 

Sind Anteile nach § 26 Abs. 4 Nr. 2 oder nach § 26 
Abs. 5 zurückbehalten worden, so nimmt der Ent- 
wurf im Hinblick auf einen zur Feststellung dieser 
Ansprüche noch notwendigen Prüfungstermin in 
Kauf, daß das Verteilungsverfahren — unter Um- 
ständen für lange Zeit — noch nicht aufgehoben 
werden kann. Dies erscheint tragbar, weil die Auf- 
hebung des Verfahrens anders als im Konkursrecht 
nur formale Bedeutung hat. Zwar können nach der 
Aufhebung Prozesse und Zwangsvollstreckungen 
gegen den Schuldner weiter durchgeführt werden; 
da sie jedoch wegen der auf Grund des materiellen 
Rechts endgültig eingetretenen Haftungsbeschrän- 
kung keinen Erfolg mehr haben können, dient die 
Wiederaufnahme praktisch nur der formellen Be- 
endigung der anhängigen Prozesse und Zwangs- 
vollstreckungen. 

Absatz 2 ermöglicht Nachtragsverteilungen, wenn 
sich nach Aufhebung des Verfahrens die Rechtslage 
hinsichtlich von Ansprüchen, für die Anteile zurück- 
behalten sind, mit der Folge klärt, daß eine weitere 
Verteilung an den anmeldenden Gläubiger oder an 
die anderen Gläubiger geschehen kann. 

Fünfter Abschnitt 

Nachträgliche Erweiterung des Verfahrens 
auf Antrag eines Schuldners 

Zu § 30 

Die Vorschrift knüpft an § 5 Abs. 2 und § 16 Abs. 1 
Satz 2 an. Absatz 1 stellt klar, daß in diesen Fällen 
der Schuldner des Anspruchs wegen Personen- 
schäden eine Erweiterung des nur für Sachschäden 
eröffneten Verfahrens auf Personenschäden bean- 
tragen kann, um auch insoweit seine Haftung zu 
beschränken. Die Festsetzung des Mehrbetrages der 
Haftungssumme, bei welcher auch Sicherheiten zu- 
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gelassen werden können (Absatz 2), hat zunächst 
nach Absatz 3 keinen Einfluß auf die Durchführung 
des bereits eröffneten Verfahrens wegen Personen- 
schäden. Absatz 4 Satz 1 stellt jedoch klar, daß nach 
Einzahlung des Mehrbetrages der Haftungssumme 
ein einheitliches Verfahren für die Ansprüche we- 
gen Sachschäden und für die Ansprüche wegen 
Personenschäden durchzuführen ist. Deshalb kann 
die Erweiterung des Verfahrens nur so lange in 
Betracht kommen, wie mit der Verteilung der Haf- 
tungssumme noch nicht begonnen worden ist, an 
welcher im Falle der Erweiterung des Verfahrens 
auch die Ansprüche wegen Personenschäden mit 
ihrem Ausfall bei der Verteilung der zusätzlich zu 
bildenden Haftungssumme teilzunehmen hätten; der 
Entwurf legt als maßgebenden Zeitpunkt hierfür 
entsprechend § 16 im Interesse der Einheitlichkeit 
den Beginn des allgemeinen Prüfungstermins fest, 

Absatz 5 stellt klar, daß derjenige, der die Erweite- 
rung beantragt, insoweit für die Anwendung der 
formellen Vorschriften des Entwurfs, vor allem auch 
des sechsten und siebten Abschnitts, als Antrag- 
steller anzusehen ist. 


Sechster Abschnitt 

Kosten aus der Bestellung 
eines Sachwalters und aus Rechtsstreitigkeiten 
über angemeldete Ansprüche 

Zu § 31 

Die Vorschrift regelt die Tragung von Kosten, 
weiche aus der Verwaltung der Haftungssumme und 
im Zusammenhang mit der Feststellung von An- 
sprüchen außer den Gerichtskosten und den Aus- 
lagen entstehen können. 

Nach Absatz 1 hat der Antragsteller die Vergütung 
und die Auslagen des Sachwalters und die von dem 
Sachwalter zur Verwaltung und Verwertung von 
Sicherheiten aufgewandten Kosten zu tragen. Das 
ist dadurch gerechtfertigt, daß diese Kosten vor- 
wiegend in seinem Interesse entstehen. Anders als 
beim Konkursverfahren, wo auch solche Kosten der 
Masse zur Last fallen, handelt cs sich bei dem Ver- 
teilungsverfahren um die zu Gunsten eines im 
übrigen nicht notwendig vermögenslosen Schuldners 
durchgeführte Verteilung eines bestimmten Betra- 
ges, bei der die Kostentragung der Haftungssumme 
die Ansprüche der Gläubiger verkürzen würde. 

Der Haftungssumme fallen nach Absatz 2 dagegen 
die Kosten der Rechtsstreitigkeiten zu Last, die der 
Sachwalter führt. Diesen Kosten gleichgestellt sind 
Kosten anderer Rechtsstreitigkeiten, welche der 
Haftungssumme nach § 19 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 147 Satz 2 KO zur Last fallen. Solche Kosten sol- 
len nach dem Entwurf wie im Konkursrecht von der 
Haftungssumme getragen werden, weil die Prozesse 
zur Klärung des Rechts auf Feststellung der Teil- 
nahmeberechtigung vorwiegend im Interesse der 
Gläubiger geführt werden. Die Regelung hat auch 
einen praktischen Vorteil. Da die in Absatz 2 ge- 
nannten Kosten vor der Eröffnung des Verfahrens 
schwer abzuschätzen sind und deshalb durch einen 


Vorschuß des Antragstellers (§ 32 Abs. 2) kaum ab- 
gedeckt werden könnten, müßten Rückforderungs- 
ansprüche der Haftungssumme gegen den Antrag- 
steller vorgesehen werden, die das Verfahren er- 
heblich komplizieren würden. 

Zu § 32 

Nach Absatz 1 wird der Erstattungsanspruch der 
Haftungssumme gegen den Antragsteller wegen der 
in § 31 Abs. 1 genannten Kosten durch eine An- 
ordnung des Gerichts verwirklicht. Diese ist von 
dem Sachwalter durchzuführen (§9 Abs. 2 Nr. 3), 
der sich dabei auf die Anordnung als Titel stützen 
kann (§ 754 Abs. 1 Nr. 3 ZPO in Verbindung mit 
§3 Abs. 2 des Entwurfs). Die Beitreibung geschieht 
grundsätzlich zur Haftungssumme, weil die An- 
sprüche des Sachwalters zur Vermeidung des In- 
solvenzrisikos gegen die Haftungssiimme gerichtet 
sind ($ 9 Abs. 6 des Entwurfs). 

Um die Notwendigkeit einer späteren Einforderung 
der Kosten und damit die Gefahr von Ausfällen zu 
Lasten der Haftungssumme möglichst zu vermeiden, 
soll das Gericht bei Eröffnung des Verfahrens einen 
Vorschuß auf die vom Antragsteller zu tragenden 
Kosten verlangen (Absatz 2). 

Für den Fall, daß Kosten, die nach § 31 Abs. .1 dem 
Antragsteller zur Last fallen, die jedoch zunächst 
aus der Haftungssumme getragen worden sind, der 
Haftungssumrne endgültig zur Last fallen, weil sie 
weder durch einen Vorschuß gedeckt sind noch vom 
Antragsteller beigetrieben werden können, sieht 
Absatz 3 deren Berichtigung aus der Haftungs- 
summe vor. Die Regelung ist im Interesse der Über- 
sichtlichkeit nicht in § 23 Abs. 3 aufgenommen wor- 
den, weil es sich hier um einen Ausnahmefall han- 
delt und weil diese Kosten — anders als die in § 31 
Abs. 2 genannten — stets allen festgesteilten An- 
sprüchen Vorgehen sollen. 

Z u § 33 

Satz 1 ermöglicht cs, auch für die Kosten, die der 
Haftungssumme noch zur Last fallen können, ent- 
sprechend der in § 26 Abs. 4, 5 für die an der Ver- 
teilung teilnehmenden Ansprüche getroffenen Rege- 
lung Anteile von der Verteilung zunächst zurück- 
zubehalten. Die Entscheidung ist der Anfechtung 
entzogen (Satz 2), weil ein Streit über die Zurück- 
behaltung angesichts der geringen praktischen Aus- 
wirkungen die Verteilung nicht verzögern soll. 


Zweiter Teil 

Sonstige verfahrensrechtliche Vorschriften 
zur Ausführung 

des Internationalen Übereinkommens 
vom 10. Oktober 1957 
über die Beschränkung der Haftung 
der Eigentümer von Seeschiffen 

Z u § 34 

Da die Bundesrepublik bei der Ratifizierung des 
Übereinkommens von 1957 von der Wahlmöglich- 
keit des Absatzes 2 Nr. 3 des Zeichnungsprotokolls 
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Gebrauch machen wird, ist es erforderlich, Artikel 2 
Abs. 4 des Übereinkommens auch für die Fälle, in 
denen das Verteilungsverfahren nicht in der Bun- 
desrepublik, sondern in einem anderen Vertrags- 
staat des Übereinkommens durchgeführt wird, durch 
eine ausdrückliche gesetzliche Vorschrift in das 
innerstaatliche Recht einzuführen. Dies geschieht 
durch Satz 1, der Zwangsvollstreckungen wegen 
Ansprüchen, für die ein Verteilungsverfahren im 
Ausland stattfindet, für unzulässig erklärt. 

Die Unzulässigkeit von Klagen wegen solcher An- 
sprüche tritt nach Satz 2 nur unter der Voraus- 
setzung ein, daß das ausländische Recht eine ent- 
sprechende Vorschrift enthält. Diese Einschränkung 
ist erforderlich, weil das ausländische Verteilungs- 
verfahren nicht notwendig nach den gleichen Grund- 
sätzen durchgeführt wird wie das Verfahren nach 
deutschem Recht; es ist insbesondere in Betracht zu 
ziehen, daß ein ausländisches Recht das Recht zur 
Beteiligung an der Verteilung des Haftungsfonds 
vom Vorhandensein eines Titels abhängig machen 
kann. 

Zu § 35 

Die Bestimmung ist erforderlich, um Artikel 5 des 
Übereinkommens von 1957 Rechnung zu tragen. 
Zwar ermöglichen es bereits §5 Abs. 3, §6 Abs. 3 dem 
Schuldner, Sicherheiten, welche er vor Eröffnung 
des Verteilungsverfahrens wegen eines Anspruchs, 
für den die Haftung durch das Verfahren beschränkt 
werden kann, geleistet hat, in das Verfahren ein- 
zubringen. Dadurch kann vermieden werden, daß 
ein Schuldner, der bereits einen der Haftungssumme 
entsprechenden Betrag als Sicherheit für einen be- 
stimmten Gläubiger geleistet hat, die Haftungs- 
summe noch einmal aufbringen muß, wenn er seine 
Haftung gegenüber allen Gläubigern aus demselben 
Ereignis beschränken will. Zugleich wird dadurch 
mittelbar erreicht, daß die Sicherheit allen Gläubi- 
gern zur Verfügung steht, wie es Artikel 5 Abs. 4 
des Übereinkommens von 1957 vorsieht. 

Artikel 5 des Übereinkommens verlangt jedoch nicht 
nur, daß eine vom Schuldner vor Eröffnung des Ver- 
fahrens für einen einzelnen Gläubiger geleistete 
Sicherheit als Haftungsfonds zu betrachten ist oder 
zumindest in diesen übergeführt werden kann. Die 
Ubereinkommensvorschrift gebietet vielmehr ange- 
sichts der besonders großen Gefahr, die dem See- 
verkehr aus Arresten in das Schiff droht, daß das 
Schiff oder die sonstigen beschlagnahmten Vermö- 
gensgegenstände sofort freizugeben sind, wenn 
Sicherheit in Höhe des Haftungsfonds geleistet ist. 
Dies wird durch die Überführung der Sicherheit 
in das Verteilungsverfahren nicht erreicht, weil son- 
stige Sicherheiten, die der Schuldner geleistet hat 
oder die im Wege des Vollstreckungszugriffs auf 
sein Vermögen begründet worden sind, nach §§ 20 
bis 22 erst in einem späteren Verfahrensabschnitt 
frei werden. Deshalb enthält § 36 ergänzende Be- 
stimmungen für die Aufhebung von Arresten außer- 
halb des Verteilungsverfahrens. 

Satz 1 schreibt vor, daß ein Arrest, der wegen eines 
Anspruchs, für welchen die Haftung beschränkt 
werden kann, ausgebracht worden ist, auch dann 


gegen Hinterlegung eines der Haftungssumme ent- 
sprechenden Betrages aufgehoben werden muß, 
wenn die im Arrestbefehl enthaltene Lösungssumme 
(§ 923 ZPO) höher als dieser Betrag ist. Dies er- 
scheint gegenüber dem Arrestgläubiger nicht unbil- 
lig, da der Schuldner durch die Einzahlung dieses 
Betrages in einem Verteilungsverfahren seine Haf- 
tung hätte beschränken können. Auch die anderen 
Gläubiger des Schuldners werden nicht benachtei- 
ligt, weil sie die unbeschränkte Haftung des Schuld- 
ners nach wie vor in Anspruch nehmen können. 

Ist das Schiff oder der sonstige Vermögensstand 
von mehreren Gläubigern beschlagnahmt worden, 
so bedarf es der Hinterlegung des der vollen Haf- 
tungssumme entsprechenden Betrages zu Gunsten 
jedes Gläubigers. Die Aufhebung des Arrestes 
gegen Hinterlegung des Haftungsbetrages zu Gun- 
sten aller Gläubiger, denen gegenüber die Haftung 
beschränkt werden kann, sieht der Entwurf nicht 
vor, weil bei solcher Regelung die Verteilung der 
Quoten auf die Gläubiger außerhalb des Vertei- 
lungsverfahrens, welches gerade für diesen Zweck 
geschaffen wird, erfolgen müßte. 

Diese Regelung nimmt dem Schuldner nicht die 
Möglichkeit, jederzeit das Verteilungsverfahren ein- 
zuleiten. Die Durchführung des Verfahrens ist erfor- 
derlich, um die Haftung gegenüber allen beteiligten 
Gläubigern wirksam zu beschränken. 

Satz 2 stellt klar, daß auch Hinterlegungen in 
einem anderen Vertragsstaat ausreichen, wenn der 
hinterlegte Betrag dem Gläubiger tatsächlich zur 
Verfügung steht. Diese — dem Übereinkommen von 
1957 entsprechende — Klarstellung erscheint not- 
wendig, weil ohne sie zweifelhaft sein könnte, ob 
eine Hinterlegung im Ausland als eine Hinterlegung 
im Sinne des deutschen Zwangsvollstreckungsrechts 
angesehen werden kann. Der Entwurf folgt dabei 
aus Gründen der Vereinfachung nicht der Unter- 
scheidung des Übereinkommens hinsichtlich der 
obligatorischen und fakultativen Aufhebung (Arti- 
kel 5 Abs. 1, 2) von Arresten. 

Dritter Teil 
Schlußbestimmungen 

Zu § 36 

§ 15 Satz 2 KO läßt in den dort genannten Fällen 
unter Durchbrechung des in Satz 1 enthaltenen 
Grundsatzes ausnahmsweise einen erst nach der 
Konkurseröffnung eingetretenen Rechtserwerb auch 
gegenüber den Konkursgläubigern wirksam sein. 
Durch die Erweiterung dieser Bestimmung um den 
Fall des § 20 Abs. 3 der Seerechtlichen Verteilungs- 
ordnung soll sichergestellt werden, daß das gesetz- 
liche Pfandrecht der in § 20 Abs. 3 genannten Gläu- 
biger dem Konkurs des Einzahlers der Haftungs- 
summe oder des Sicherungsgebers standhält. Diese 
Regelung entspricht dem Grundsatz des § 8 Abs. 5 
der Seerechtlichen Verteilungsordnung, wonach der 
Fortgang des Verteilungsverfahrens durch die Er- 
öffnung des Konkurses über das Vermögen eines 
Schuldners nicht berührt werden soll. 
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Zu § 37 

Die Vorschriften über die Gerichtskosten im Vertei- 
lungsverfahren sollen in das Gerichtskostengesetz 
aufgenommen werden. Die Regelung ist so weit 
wie möglich an die Kostenregelung für das Kon- 
kursverfahren (§§ 48 ff. GKG) angelehnt. 

Nummer 1 bedarf keiner Erläuterung. 

Die Änderung des § 48 GKG (Nummer 2) erstreckt 
die dort für das Konkursverfahren und das Ver- 
gleichsverfahren ausgesprochene Verweisung auf 
die §§ 10, 21, 23, 24 GKG und auf § 3 ZPO auf das 
Verteilungsverfahren. 

Der neu eingefügte § 59 a Abs. 1 GKG (Nummer 3) 
entspricht §§ 49, 50 GKG. Die Gebühr für das Eröff- 
nungsverfahren ist nach dem Entwurf höher als bei 
dem Konkursverfahren, weil das Eröffnungsverfah- 
ren nach der Verteilungsordnung schwierigere recht- 
liche Überlegungen verlangt; die gesamte Gebüh- 
renhöhe bei Durchführung des Verfahrens ist jedoch 
die gleiche wie im Konkurs, da die Gebühr für das 
Eröffnungsverfahren voll angerechnet wird und die 
Gebühr für die Durchführung des Verfahrens ge- 
nauso bemessen ist wie beim Konkurs. Auf eine Ab- 
stufung der Gebühr für die Durchführung des Ver- 
fahrens, wie sie in § 50 Abs. 2 GKG für das Kon- 
kursverfahren vorgesehen ist, wurde verzichtet. Da 
die Einstellung nach § 17 Abs. 1 in verschiedenen 
Stadien erfolgen kann, müßte eine solche Abstufung 
mit einem zusätzlichen Kriterium kompliziert wer- 
den, dessen Auslegung das Gebührenrecht mit ver- 
meidbaren Zweifelsfragen belasten würde. Dies er- 
scheint nicht erforderlich, weil die Einstellung des 
Verfahrens eine Ausnahme darstellt und für das 
Verteilungsgericht zusätzliche Aufgaben begründet. 

§ 59 a Abs. 2 Satz 1 GKG entspricht dem Gedanken 
des § 51 Abs. 1 GKG. Ebenso wie nach § 51 Abs. 2 
GKG soll, wenn die Haftungssumme nicht voll in 
Anspruch genommen wird, der niedrigere Betrag der 
zu berichtigenden Ansprüche maßgebend sein 
(Satz 2). 

§ 59 a Abs. 3 GKG regelt die Gebühren besonderer 
Prüfungstermine entsprechend § 52 GKG. 

Die Verweisung auf § 46 Abs. 2 GKG in § 59 a Abs. 4 
GKG entspricht § 55 Abs. 1 GKG. Abweichend von 
der Regelung für das Konkursverfahren ist für 
Rechtsmittel im Zusammenhang mit dem Eröffnungs- 
verfahren keine besondere Gebühr vorgesehen, da 
die Pauschgebühr für das Eröffnungsverfahren hier 
höher festgesetzt worden ist. 

Der neu eingefügte § 97 a GKG (Nummer 4) stellt 
klar, daß Kostenschuldner der Antragsteller ist. Die 
Ausnahme für besondere Prüfungstermine nach § 18 
Satz 2 des Entwurfs in Verbindung mit § 142 KO 
bedarf keiner besonderen Hervorhebung. 

Die Änderung des § 106 GKG (Nummer 5) erstreckt 
die für das Konkursverfahren geltenden Vorschrif- 
ten über die Fälligkeit der Gebühren auf das Ver- 
teilungsverfahren. 

Der neu eingefügte Absatz 5 des § 111 GKG (Num- 
mer 6) sieht im Gegensatz zum Konkursrecht vor, 
daß die Eröffnung des Verteilungsverfahrens von 
der vorherigen Einzahlung einer Gebühr abhängig 


zu machen ist. Dies erscheint angebracht, weil das 
Verteilungsverfahren ausschließlich im Interesse 
des Antragstellers eröffnet wird und nicht — wie im 
Konkursverfahren — das gesamte Vermögen des 
Schuldners der Beschlagnahme unterliegt. 

Zu § 38 

Die Vorschriften über die Gebühren der Rechts- 
anwälte im Verteilungsverfahren sollen in die Bun- 
desgebührenordnung für Rechtsanwälte aufgenom- 
men werden. Sie erhalten ihren Platz als § 81 a im 
Fünften Abschnitt über die Gebühren im Konkurs- 
verfahren und im Vergleichsverfahren zur Abwen- 
dung des Konkurses, denen sie weitgehend nach- 
gebildet sind. Die Vorschrift wird vor § 82 einge- 
fügt, weil dieser auch für die Kosten im Verteilungs- 
verfahren gelten soll. 

Absatz 1 erklärt den ersten Halbsatz von § 72 so- 
wie die §§ 73, 75 BRAGO für entsprechend anwend- 
bar; auf den zweiten Halbsatz von § 72 wird nicht 
verwiesen, weil die Gläubiger im Eröffnungsverfah- 
ren noch nicht beteiligt sind. Die Berechnung des 
Gegenstandswerts wird durch die Verweisung auf 
§ 77 BRAGO entsprechend dem Konkursrecht ge- 
regelt. 

Absatz 2 Satz 1 sieht eine besondere Vergütung des 
Rechtsanwalts für bestimmte Einzeltätigkeiten vor, 
die mit der Vertretung eines Gläubigers oder 
Schuldners in Verteilungsverfahren nicht notwendig 
verbunden sind. Nummer 1 entspricht § 76 Abs. 1 
Nr. 1 BRAGO; die Vorschrift ist erweitert auf den 
dem Verteilungsverfahren eigentümlichen Rechts- 
behelf der Erinnerung (§ 12). Die Nummern 2 und 3 
enthalten andere Fälle, in denen der Rechtsanwalt 
über den notwendigen Umfang der Vertretung im 
Verteilungsverfahren hinaus tätig wird. 

Absatz 2 Satz 2 entspricht § 76 Satz 2 BRAGO. 

Der Entwurf sieht davon ab, die Erstattungsfähig- 
keit außergerichtlicher Kosten zu regeln. Ebenso 
wie im Konkursverfahren (§ 63 Nr. 2 KO) können 
die einem Gläubiger durch die Teilnahme am Ver- 
fahren erwachsenden Kosten nur außerhalb des Ver- 
fahrens geltend gemacht werden. Sie sind als Scha- 
densersatzansprüche gesondert einzuklagen, da ma- 
teriell-rechtlich eine Haftungsbeschränkung insoweit 
nicht möglich ist (§ 487 c HGB in der Fassung des 
Seerechtsänderungsgesetzes) . 

Zu § 39 

Zum Einleitungssatz ist zu bemerken, daß den ge- 
setzgebenden Körperschaften bereits der Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Rechtspfleger- 
gesetzes [und zur Umwandlung des Offenbarungs- 
eides] vorliegt (Bundestagsdrucksache VI 289). Da- 
tum und Fundstelle des Änderungsgesetzes sollen 
nach Abschluß des Gesetzgebungsverfahrens einge- 
setzt werden. 

Die Vorschrift enthält die — in § 3 Nr. 2 des Rechts- 
pflegergesetzes vorgesehene — Bestimmung der 
Geschäfte, die dem Richter Vorbehalten bleiben sol- 
len. Im Interesse der Übersichtlichkeit soll sie in das 
Rechtspflegergesetz aufgenommen werden. 
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§ 19a Abs. 1 RechtspflG behält eine Reihe von Ent- Zu § 40 

Scheidungen dem Richter vor, weil sie regelmäßig Das Gesetz soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
schwierige materiell-rechtliche Überlegungen erfor- düng finden; der Entwurf enthält deshalb die übliche 
dern oder, soweit es sich um Ermessensentschei- Berlin-Klausel, 
düngen handelt, schwerwiegende Folgen für die Be- 
troffenen haben können. Zu § 41 

Aus diesem Grunde gibt § 19 a Abs. 2 RechtspflG Das Gesetz soll zugleich mit dem Übereinkommen 
dem Richter darüber hinaus die Möglichkeit, sich . von 1957 sowie mit dem Seerechtsänderungsgesetz 
das Verteilungsverfahren in schwierigen Fällen ganz (vgl. Artikel 7 des Entwurfs des Seerechtsänderungs- 
vorzubehalten. gesetzes) in Kraft treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen; 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ist schon deshalb 
gegeben, weil u. a. das Rechtspflegergesetz, das 
mit Zustimmung des Bundesrates ergangen ist, 
förmlich geändert wird. 

2. Zu § 1 Satz 2 

In § 1 Satz 2 sind die Worte „Der Schuldner ist zu 
dem Antrag nur berechtigt" durch die Worte „Der 
Antrag ist nur zulässig" zu ersetzen. 

B e gründung 

Klarstellung, daß es sich um eine Verfahrensvor- 
aussetzung handelt (Rechtsschutzbedürfnis). 

3. Zu § 4 Abs. 3 

§ 4 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Der Antragsteller hat glaubhaft zu machen, 
daß die Voraussetzungen des § 1 Satz 2 vor- 
liegen. " 

Begründung 

Folge der Änderung zu § 1 Satz 2. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb 
der Zustimmung des Bundesrats bedarf, weil es ein 
Gesetz ausdrücklich ändert, das mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen ist. Die Zustimmung ist viel- 
mehr nur dann erforderlich, wenn das Änderungs- 
gesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit auslöst. Das ist hier nicht 
der Fall. 

Zu 2., 3. 

Die Bundesregierung stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen von § 1 Satz 2 und § 4 Abs. 3 zu. Die 
Neufassung bringt klarer zum Ausdruck, daß es sich 
um eine Verfahrensvoraussetzung handelt. 
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